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1. Vorwort 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,  
 
vor Ihnen liegt der Geschäftsbericht der Menschen für Tierrechte – Bundesverband der 
Tierversuchsgegner e.V. für das Jahr 2007. Zu unseren Schwerpunkten gehörten im 25. Jahr unseres 
Bestehens die Tierversuche, die Tierschutz-Verbandsklage, die Tiere in der Landwirtschaft, die 
Wildtiere in Zoos und Zirkussen sowie die Stadttauben.  
 
Sehr erfreulich war der erfolgreiche Abschluss unseres Ukraine-tǊƻƧŜƪǘŜǎ α/ƻƳǇǳǘŜǊ ǎǘŀǘǘ ¢ƛŜǊŜάΦ 
Durch die Bereitstellung von technischen Hilfsmitteln zum Ersatz von Tierversuchen an zwei 
Hochschulen in Charkiw können wir 1.200 Tieren jährlich das Leben retten. Mittlerweile haben 
weitere Professoren in der Ukraine Interesse an Alternativen angemeldet, so dass dieses Projekt 
Kreise zieht. Auf Fortschritte dürfen auch die Affen hoffen, denn die Mehrheit der EU-Parlamentarier 
unterschrieb die Schriftliche Erklärung 40/2007 und forderte damit einen Zeitplan zum Ersatz 
sämtlicher Experimente an Affen durch Alternativen.  
 
Auch die Entwicklung der Tierschutz-Verbandsklage stimmt optimistisch. Im Herbst 2007 beschloss 
Bremen als erstes Bundesland die Einführung des Verbandsklagerechts für anerkannte 
Tierschutzorganisationen. Mittlerweile laufen auch in weiteren Landtagen Beratungen über die 
Einführung der Verbandsklage. Und auch für die Stadttauben brachte das letzte Jahr positive 
Impulse. Neben den ermutigenden Ergebnissen unserer viel beachteten Städtebefragung wurden 
gleich in drei Bundesländern Stadttaubenprojekte mit Tierschutzpreisen ausgezeichnet. Im Bereich 
Wildtierhaltung konnten wir durch Enthüllungen die Praxis in deutschen Zoos offenlegen. Einen 
empfindlichen Rückschritt brachte leider die EU-wƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ȊǳǊ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊά-Haltung, gegen die wir 
uns massiv und mit deutlichem Medienerfolg engagierten.  
 
All dies und vieles mehr lesen Sie in unserem Geschäftsbericht. Wir haben uns bemüht, alle wichtigen 
Entwicklungen und Aktivitäten des letzten Jahres kurz und verständlich für Sie zusammenzufassen. 
Um den Bericht besser lesbar zu machen, verwenden wir statt unseres langen Namens die 
!ōƪǸǊȊǳƴƎ α.±άΦ  
 
Wir danken Ihnen allen für Ihre treue Unterstützung, ohne die unser Engagement für die Tiere nicht 
möglich wäre. Lassen Sie uns auch weiterhin gemeinsam für die Tiere kämpfen!  
 
Mit herzlichen Grüßen  
Ihr  

 
Dr. Kurt W. Simons  
Vorsitzender  
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2. Tierversuche 
2.1 Tierversuchszahlen 2006 
Die Zahl der in Experimenten eingesetzten Tiere ist im Jahr 2006 weiterhin angestiegen. Nach den 
vom Bundeslandwirtschaftsministerium im Dezember 2007 veröffentlichten Zahlen wurden 
2.518.267 Tiere in Versuchen verwendet. Gegenüber 2005 ist die Gesamtzahl der Tiere um  
4,4 Prozent gestiegen; dies entspricht 105.589 Tieren. Fast 20 Prozent der Tiere werden für 
Giftigkeitsprüfungen oder Qualitätskontrollen eingesetzt, weil behördlicherseits anerkannte  
tierversuchsfreie Methoden nur ausnahmsweise existieren. Die Anzahl der eingesetzten Fische hat 
sich mehr als verdoppelt und betrug 2006 über 220.000. Ein Anstieg ist ebenfalls im Bereich der 
Gentechnik zu verzeichnen. Im vergangenen Jahr wurden knapp 400.000 genmanipulierte Tiere in 
Versuchen eingesetzt, fast 40.000 mehr als in 2005. Hier ist in den nächsten Jahren eine weitere 
Zunahme zu befürchten, da in diesen Forschungsbereich ς trotz bislang eher magerer Ergebnisse für 
die therapeutische Anwendung am Menschen ς große Erwartungen gesetzt werden. Immer noch 
werden Affen insbesondere in Giftigkeitstests eingesetzt. Ihre Zahl ist zwar um 254 gesunken, beträgt 
aber immer noch 1.851 Tiere. Der BV kritisierte, dass die Tierversuche seit Jahren ansteigen und 
Millionen Steuergelder in diese teure, ethisch nicht vertretbare und für den Menschen wenig 
aussagekräftige Forschung gesteckt werden. Er forderte die Regierung auf, tierversuchsfreie 
Verfahren finanziell besser zu fördern, wie im Koalitionsvertrag angekündigt. Dazu hatte der BV den 
Bundestagsfraktionen bereits 2006 ein Konzept zur Förderung tierversuchsfreier Forschung vorgelegt 
ǳƴŘ ƛƴ нллт ōŜƛ ƳŜƘǊŜǊŜƴ DŜƭŜƎŜƴƘŜƛǘŜƴ ƪƻƴƪǊŜǘƛǎƛŜǊǘ όǎƛŜƘŜ αbw²Υ {ȅƳǇƻǎƛǳƳ Ȋǳ ¢ƛŜǊǾŜǊǎǳŎƘŜƴά 
weiter unten). 
 
2.2 Regelwerk zur neuen EU-Chemikalienpolitik (REACH) 
Ende 2006 verabschiedete die EU nach einer mehr als fünfjährigen Diskussion die EU-Chemikalien-
Richtlinie REACH. Danach sollen neue, aber auch ca. 30.000 Altsubstanzen, die seit Jahren auf dem 
Markt sind, auf ihre Giftigkeit geprüft werden ς viele im Tierversuch. Seit Bekanntwerden der EU-
Pläne im Jahr 2000 kämpft der BV zusammen mit seinen europäischen Partnerverbänden für eine 
tierversuchsfreie Durchführung von REACH. Gemeinsam konnten so wenigstens Verbesserungen 
erreicht werden. Die Tierversuche sollen erst 2009 anfangen. Das europäische Validierungszentrum 
ECVAM konnte die ursprüngliche Validierungszeit für tierversuchsfreie Testverfahren auf fünf Jahre 
reduzieren. So bestehen Chancen, dass viele tierversuchsfreie Verfahren noch rechtzeitig 
einsatzbereit sind. Zudem müssen die Tierversuchsanträge der Chemie-Firmen 45 Tage lang 
ausgewählten Interessengruppen über das Internet zugänglich gemacht werden. So können diese für 
einzelne Tierversuche gezielt nach tierversuchsfreien Methoden und vorhandenen Daten suchen. 
 
2.3 EU-Tierversuchs-Richtlinie  
Zurzeit überarbeitet die EU-Kommission die EU-Tierversuchs-Richtlinie 86/609/EWG, die 
Rechtsgrundlage zur Durchführung von Tierversuchen in der EU. Da die Richtlinie über 20 Jahre alt 
ist, muss sie dringend aktualisiert werden. Einige tierexperimentelle Bereiche wie 
Grundlagenforschung, Gentechnik sowie die Aus-, Fort- und Weiterbildung wurden bislang 
überhaupt nicht berücksichtigt. Mit der Novellierung dieser Richtlinie besteht die große Chance, auf 
die europäische Tierversuchs-Gesetzgebung Einfluss zu nehmen und Entwicklung und Einsatz 
tierversuchsfreier Methoden voranzutreiben. Der BV forderte im Februar 2007 in einem Schreiben an 
Bundesminister Horst Seehofer massive Verbesserungen und vor allem die Entwicklung und den 
Einsatz tierversuchsfreier Verfahren.  
 
Dazu gehören u. a.: 
Â Ausweitung der Maßnahmen zum Ersatz von Tierversuchen auf alle Tierversuchsbereiche 

(auch Grundlagenforschung und Lehre). 
Â Einrichtung einer öffentlich zugänglichen, umfassenden Datenbank zu tierversuchsfreien 

Methoden.  
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Â Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Institute und Wissenschaftler die Suche, Entwicklung und 
Einführung tierversuchsfreier Methoden zu intensivieren sowie bereits existierende Techniken 
umgehend einzusetzen. 

Â Verbot von Tierversuchen an Affen. 
Â Einführung von Ethik-Kommissionen mit mindestens 50% Tierschutzvertretern zur Beurteilung 

von Tierversuchen vor und nach der Durchführung. 
 
Zudem beteiligte sich der BV an einer EU-weiten Aktion, die sich mit den gleichen Forderungen an 
EU-Parlamentarier und EU-Kommission richtete und unterstützte die beiden europaweiten 
Unterschriftenaktionen der Europäischen Koalition zur Beendigung von Tierversuchen (ECEAE) und 
des Dr. Hadwen Trust for Humane Research. Außerdem konnten die Mitglieder die zuständigen EU-
Gremien anschreiben und Unterschriften sammeln. Infos, Unterschriftenlisten, Musterbriefe und 
Adressen stellte der BV zur Verfügung.  
 
2.4 Neue Haltungsvorgaben für „Versuchstiere“ 
Der Europarat beschloss im Juni 2006 verbesserte Haltungsvorgaben für αVersuchstiereά. Diese 
dienen deutschen Kontrollbehörden als Orientierungshilfe bei der Überwachung von αVersuchstierά-
Einrichtungen. Der BV machte in einem Brief an Bundesminister Horst Seehofer deutlich, dass die 
Haltungsempfehlungen in naher Zukunft einen rechtsverbindlichen Status in der EU und national 
erreichen müssen. Denn bisher handelt es sich hierbei lediglich um Empfehlungen, die im Konfliktfall 
gerichtlich nicht einklagbar sind.  
 
2.5 EU-Leitlinie zur Kennzeichnung von Kosmetika 
Der Zeitplan für die Umsetzung der EU-Leitlinie zur Kennzeichnung von Kosmetika kann nicht 
eingehalten werden, da nicht genug tierversuchsfreie Verfahren zur Verfügung stehen. Schon 2006 
hatte der BV kritisiert, dass die Vorgaben der Leitlinie der EU-Kommission hinsichtlich 
α¢ƛŜǊǾŜǊǎǳŎƘǎŦǊŜƛƘŜƛǘά ƴƛŎƘǘ ŜǊŦǸƭƭōŀǊ ǎŜƛŜƴ ǳƴŘ ƎŜŦƻǊŘŜǊǘΣ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ǳƴŘ !ƴŜǊƪŜƴƴǳƴƎ ƳƻŘŜǊƴŜǊΣ 
tierversuchsfreier Prüfsysteme voranzutreiben. 
 
2.6 Versuchstier des Jahres 
Seit 2003 ernennt der BV jedes Jahr ein αVersuchstier des Jahresά, um auf das Leid einer bestimmten 
Tierart im Labor aufmerksam zu machen. Es basiert auf Vorschlägen der Mitgliedsvereine. Die 
diesjährige Wahl der Jury fiel auf den Vorschlag der Tierversuchsgegner Berlin und Brandenburg: die 
Ratte in der Alkoholforschung. Hintergrund war, auf die Grausamkeit und Fragwürdigkeit der 
tierexperimentellen Alkoholforschung aufmerksam zu machen. Zwei wissenschaftliche Studien der 
Tierversuchsgegner Berlin und Brandenburg kommen zu dem Ergebnis, dass 15 Jahre 
tierexperimentelle Alkoholforschung in Deutschland keine relevanten Ergebnisse für alkoholkranke 
Menschen erbracht haben. Dies stellt die tierexperimentelle Grundlagenforschung insgesamt infrage. 
Der BV forderte, die öffentlichen Gelder, die in diese Forschung fließen, sinnvoller zu investieren. 
Vielfältige Möglichkeiten für Untersuchungen an gesunden und kranken Menschen sowie an 
pathologischem Material oder an Zellkulturen würden aussagekräftige Ergebnisse liefern und seien 
ȊǳŘŜƳ ŜǘƘƛǎŎƘ ǳƴōŜŘŜƴƪƭƛŎƘΦ 5ŜǊ ōƛǎƘŜǊ ƎǊǀǖǘŜ 9ǊŦƻƭƎ ŘŜǊ !ƪǘƛƻƴ α±ŜǊǎǳŎƘǎǘƛŜǊ ŘŜǎ WŀƘǊŜǎά ǿŀǊ ŘƛŜ 
Ernennung der Goldorfe, die zur Streichung des umstrittenen Fischtests führte.  
 
2.7 NRW: Symposium zu Tierversuchen  
Am 5. Juni 2007 veranstaltete das Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen ein Symposium zu Tierversuchen und 
Ersatzverfahren. Der BV stellte dort sein Konzept vor, das Umweltminister Eckhard Uhlenberg 
konkrete Maßnahmen zur Förderung von Ersatzmethoden zum Tierversuch an die Hand gab.  
Zentrale Forderungen sind die Einrichtung von Lehrstühlen für Tierversuchsersatzmethoden an den 
Universitäten sowie ein Forschungspreis für Alternativen zum Tierversuch. Diese Forderungen griff 
die nordrhein-westfälische SPD-Fraktion in einem Antrag auf, den sie am 13. Juni 2007 einbrachte. 
B90/Die Grünen stimmten dem Antrag zu. CDU und FDP sahen noch Verhandlungsbedarf und 
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lehnten den Antrag am 12. Dezember im Forschungsausschuss ab. Der BV äußerte sich in einer 
Pressemitteilung enttäuscht, dass die NRW-Regierung Wissenschaftler bei der Entwicklung neuer 
Technologien im Land nicht unterstütze. Die bislang zur Verfügung stehenden Ersatzverfahren zum 
Tierversuch seien absolut nicht ausreichend. Weltweit gebe es nur circa zehn anerkannte 
Alternativen zum Tierversuch. Auch das tierversuchsintensive EU-Chemikalienprogramm REACH und 
das EU-Handelsverbot für Tierversuche in der Kosmetik, welches zu kippen droht, zeigten, dass 
tierversuchsfreie Testverfahren noch immer Mangelware seien und einer besonderen Förderung 
bedürften. Der BV wird seine Lobbyarbeit für tierversuchsfreie Verfahren intensiv weiterführen. 
 
2.8 Tierversuchszahlen in Rheinland-Pfalz gesunken 
Die Förderung der tierversuchsfreien Forschung mit jährlich 80.000 Euro und die Ausschreibung eines 
Forschungspreises in diesem Bundesland zeigen möglicherweise bereits Wirkung: Im Jahr 2006 
waren die Tierversuchszahlen in Rheinland-Pfalz rückläufig. Es wurden rund 122.000 αVersuchstiereά 
eingesetzt. Das sind fast 33.000 Tiere weniger als im Jahr zuvor. Auch die Anzahl der in Industrie und 
Grundlagenforschung verwendeten Tiere hat sich weiter verringert.  
 
2.9 EU validiert neue tierversuchsfreie Verfahren 
Ende April 2007 gab das Europäische Zentrum zur Validierung von Alternativmethoden (ECVAM) die 
Validierung fünf tierversuchsfreier Verfahren bekannt, die dazu beitragen, dass Haut- und 
Augenreizungsprüfungen nicht mehr an Kaninchen durchgeführt werden müssen. Der Validierung 
geht bislang ein langjähriger aufwendiger Prüfprozess voraus. Der BV forderte, statt der langwierigen 
Zulassungsverfahren, zuverlässige und zügigere Routinechecks zu entwickeln. 
 
2.10 Contergan-Skandal: keine Arzneimittelsicherheit durch Tierversuche 
Anlässlich der Markteinführung von Contergan vor 50 Jahren kritisierte der BV im Oktober 2007, dass 
bei der Prüfung neuer Substanzen auch heute noch Tierversuche im Vordergrund stehen, obwohl 
Jahr für Jahr im Tierversuch getestete Medikamente wegen schwerer und zum Teil tödlicher 
Nebenwirkungen bei Menschen vom Markt genommen werden. Bekannte Beispiele wie der 
Cholesterin-Senker Lipobay®, das Rheumamittel Vioxx® und der Blutstiller Trasylol® mussten wegen 
gravierenden Nebenwirkungen vom Markt genommen werden, obwohl sie vorher in Tierversuchen 
getestet wurden. Diese Tatsachen untermauern die Forderung des BV, statt auf unzuverlässige und 
ethisch nicht vertretbare Tierversuche zu bauen, die Entwicklung tierversuchsfreier 
Alternativmethoden voranzutreiben. Informationen zu in Deutschland durchgeführten Tierversuchen 
sowie einige der vielfältigen Möglichkeiten tierversuchsfreier Verfahren sind unter folgendem Link zu 
finden:  
www.datenbank-tierversuche.de  
 
2.11 Kritik am Nobelpreis für Medizin  
Der Nobelpreis für Medizin wurde 2007 an drei Wissenschaftler verliehen, die ein Verfahren zur 
gezielten Genmanipulation von Mäusen entwickelt haben. Der BV kritisierte diese Vergabe, da sie ein 
Signal für eine Medizin setzt, die vor allem Gene als Ursache für Krankheiten verantwortlich macht. 
Die Genmanipulation könne bei den Tieren zu unvorhersehbaren Defekten führen, die Schmerzen, 
Leiden und Schäden hervorriefen. Weiterhin birgt die Genmanipulation kaum abschätzbare Folgen 
für Mensch und Tier. Es sei vorher nicht zu bestimmen, ob ein verändertes oder defektes Gen bei 
Maus und Mensch dieselben Auswirkungen habe. Dadurch könnten falsche Rückschlüsse aus den 
Tierexperimenten gezogen werden. Die Versuche mit genmanipulierten Mäusen steigen seit Jahren 
an. Von 2000 bis 2006 nahm ihre Zahl um über 250 Prozent zu.  
 
2.12 Versuche an Primaten 
Der BV setzt sich auf nationaler und EU-Ebene für ein Verbot von Versuchen an Primaten ein ς als 
ŜǊǎǘŜƴ {ŎƘǊƛǘǘ ŀǳŦ ŘŜƳ ²ŜƎ ȊǳǊ !ōǎŎƘŀŦŦǳƴƎ ŀƭƭŜǊ ¢ƛŜǊǾŜǊǎǳŎƘŜΦ 5ŀȊǳ Ƙŀǘ ŜǊ ŘƛŜ YŀƳǇŀƎƴŜ αLǘΩǎ Ƴȅ 
life ς CǸǊ Ŝƛƴ ±ŜǊōƻǘ Ǿƻƴ !ŦŦŜƴǾŜǊǎǳŎƘŜƴά ƛƴƛǘƛƛŜǊǘΦ ±ƻǊ ŘŜƳ IƛƴǘŜǊƎǊǳƴŘ ŘŜǊ bƻǾŜƭƭƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ 9¦-
Tierversuchsrichtlinie 86/609 zum Schutz von αVersuchstierenά und dem In-Kraft-Treten des EU-
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Chemikalienprogramms REACH kommt der Forderung nach dem Ausstieg aus den Affenversuchen 
eine erhöhte Aufmerksamkeit zu. In Deutschland werden jährlich fast 2.000 Affen in 
Tierexperimenten eingesetzt, in der gesamten EU etwa 10.000. Bis zu 80 Prozent der Primaten 
müssen noch immer für besonders belastende Routine-Giftigkeitstests ihr Leben lassen. Im Jahre 
2006 wurden laut Bundeslandwirtschaftministerium insgesamt 1.851 Affen in Experimenten getötet. 
Informationen zu diesem Thema bietet der BV auf seiner Kampagnenwebseite:  
www.affenversuche-stoppen.de. 
 
2.12.1 EU-Parlamentarier für Verbot von Affenversuchen 
Der BV schrieb an alle 99 deutschen EU-Parlamentarier und hielt sie an, die Schriftliche Erklärung 
40/2007 zu unterzeichnen. In diesem Dokument zur Verwendung von Primaten in wissenschaftlichen 
Versuchen werden die EU-Kommission und der Ministerrat aufgefordert, einen Zeitplan für den 
Ersatz sämtlicher Versuche an Affen durch Alternativen aufzustellen. Die Mitglieder hatten die 
Möglichkeit, die deutschen Abgeordneten in einer Online-Aktion um ihre Unterschrift zu bitten. Um 
die EU-Parlamentarier zur Unterzeichnung dieser Erklärung zu bewegen, hatte der BV außerdem 
zusammen mit der Europäischen Koalition zur Beendigung von Tierversuchen (ECEAE) Ende Juni 2007 
eine symbolische Befreiungsaktion vor dem EU-Parlament in Brüssel organisiert. Dabei befreiten EU-
tŀǊƭŀƳŜƴǘŀǊƛŜǊ ŀǳǎ ŜƭŦ aƛǘƎƭƛŜŘǎǘŀŀǘŜƴ ǎȅƳōƻƭƛǎŎƘ α±ŜǊǎǳŎƘǎŀŦŦŜƴά ŀǳǎ ƛƘǊŜƴ YŅŦƛƎŜƴΦ LƳ .ŜƛǎŜƛƴ 
mehrerer BV-Mitarbeiter ließ die grüne EU-Abgeordnete Hiltrud Breyer für Deutschland einen als 
Affen verkleideten Aktivisten frei. Am 6. September 2007 zeigte sich, dass sich die Mühe des BV und 
anderer Organisationen gelohnt hatte: 416 Abgeordnete, und damit die Mehrheit der EU-
Parlamentarier, hatten an diesem Stichtag die Schriftliche Erklärung 40/2007 zur Verwendung von 
Primaten in wissenschaftlichen Versuchen unterzeichnet. Diese Erklärung bietet die Chance, EU-weit 
Affenversuche zu verbieten, die Entwicklung von Alternativen voranzutreiben und letztlich nur noch 
tierversuchsfreie Methoden zuzulassen.  
 
2.12.2 Aktionstag gegen Affenversuche 
Anlässlich des Internationalen Tages zur Abschaffung der Tierversuche* am 24. April veranstaltete 
der BV, gemeinsam mit rund 20 Tierschutzorganisationen, am 21.April einen bundesweiten 
Aktionstag in München. Die Wahl fiel auf die bayrische Landeshauptstadt, da München zu den 
{ǘŅŘǘŜƴ ƎŜƘǀǊǘΣ ƛƴ ŘŜƴŜƴ !ŦŦŜƴǾŜǊǎǳŎƘŜ ŘǳǊŎƘƎŜŦǸƘǊǘ ǿŜǊŘŜƴΦ 5ŜǊ .± ǎǘŜƭƭǘŜ ǎŜƛƴŜ YŀƳǇŀƎƴŜΥ αLǘϥǎ 
my life ς CǸǊ Ŝƛƴ ±ŜǊōƻǘ Ǿƻƴ !ŦŦŜƴǾŜǊǎǳŎƘŜƴά ǾƻǊΦ bŜōŜƴ LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴǎǎǘŅƴŘŜƴ ǳƴŘ ŜƛƴŜǎ 
Demonstrationszuges durch die Innenstadt kam u. a. Dr. David van Gennep, Direktor der 
niederländischen Affen-Auffangstation Stichting Aap zu Wort. In seiner Pressemitteilung verurteilte 
der BV den Anstieg der Tierversuche in Deutschland und forderte ein gesetzliches Verbot von 
Affenversuchen. Weiterhin richtete anlässlich dieses Tages MdB Undine Kurth (B90/Die Grünen) ein 
offizielles Schreiben an die Hochschulrektorenkonferenz, indem sie ein tierverbrauchsfreies Studium 
forderte. Das Schreiben griff das Konzept des BV zum tierverbrauchsfreien Studium auf.  
*vormals: Internationaler Tag des Versuchstiers  

 
2.12.3 Forderung zum Welttierschutztag 
Anlässlich des Welttierschutztages am 4. Oktober bekräftigte der BV in einer Pressemitteilung 
wiederum die Notwendigkeit eines gesetzlichen Verbotes von Affenversuchen, da es aus rechtlichen, 
ethischen und wissenschaftlichen Gründen überfällig sei. 
 
2.12.4 Primatenversuche: Berlin und Bremen steigen aus, München verweigert Genehmigung 
Seit Jahren gab es Diskussionen um die Tierversuche an Makaken in der Neuro- und 
Kognitionsforschung an der Universität Bremen. Am 22. März 2007 stimmte die Bremische 
.ǸǊƎŜǊǎŎƘŀŦǘ ŦǸǊ ŜƛƴŜƴ αƎŜƻǊŘƴŜǘŜƴ !ǳǎǎǘƛŜƎά ŀǳǎ ŘŜƴ !ŦŦŜƴǾŜǊǎǳŎƘŜƴ Ƴƛǘ !ōƭŀǳŦ ŘŜǊ ƭŀǳŦŜƴŘŜƴ 
Genehmigungsperiode (November 2008). Eine Expertenkommission soll untersuchen, mit welchen 
Verfahren die invasiven Versuche an Makaken durch nicht-invasive Methoden ersetzt werden 
können und wie ein geordneter, abgestufter Ausstieg aus den invasiven Tierversuchen realisiert 
werden kann, ohne dass hierbei die grundgesetzlich garantierte Forschungsfreiheit tangiert wird. 
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Auch die Tierversuche an Rhesusaffen im Rahmen der Hirnforschung an der Berliner Charité wurden 
von der Genehmigungsbehörde aus ethischen Gründen abgelehnt. Nachdem auch in München 
beantragte Versuche an Affen von den Behörden nicht genehmigt wurden, sind dies weitere Schritte 
auf dem Weg zum Ausstieg aus den Affenversuchen. 
 
2.13 Tierverbrauch im Studium  
2.13.1 Projekt „Computer statt Tiere“  
Ukrainische Hochschullehrer sind fortschrittlicher als die Mehrzahl ihrer deutschen Kollegen. Ende 
Wǳƴƛ нллт ƪƻƴƴǘŜ ŘŜǊ .± ǎŜƛƴ tǊƻƧŜƪǘ α/ƻƳǇǳǘŜǊ ǎǘŀǘǘ ¢ƛŜǊŜά ŜǊŦƻƭƎǊŜƛŎƘ ŀōǎŎƘƭƛŜǖŜƴ ǳƴŘ ŘŀƳƛǘ 
bereits für den Versuch vorgesehene Tiere retten. Dank der großzügigen Spenden vieler 
Einzelpersonen und Vereine konnte er die technische Ausrüstung zum Ersatz von Tierversuchen in 
vier studentischen Kursen im Studium der Biologie und Tiermedizin in der Ukraine bereitstellen und 
so jährlich 1.200 Kaninchen, Meerschweinchen, Ratten und Frösche sowie einigen Hunden und 
Katzen das Leben retten. In der Staatlichen Universität in Charkiw, der zweitgrößten Stadt der 
Ukraine, stellte die Tierärztin Dr. Corina Gericke das erfolgreiche Projekt unter großem Interesse der 
Medien und der ukrainischen Öffentlichkeit vor. Die Realisierung dieses Projektes war vor allem 
deshalb möglich, weil die Hochschullehrer bereit waren, auf Lehrmethoden ohne Tiere umzusteigen, 
um ihren Studenten eine moderne und ethisch vertretbare Ausbildung zu ermöglichen. Das Projekt 
soll darüber hinaus auch ein Signal an deutsche Universitäten sein, die noch auf Tierversuche zu 
Lehrzwecken oder Übungen an getöteten Tieren beharren. Prominente Unterstützung erhielt das 
Projekt von Eurovisions-Gewinnerin Ruslana. Die ukrainische Künstlerin will helfen, die Botschaft 
vom tierfreundlichen Studieren zu verbreiten. Wild gefangene Frösche, die in den Instituten bereits 
vorhanden waren und in den Kursen eingesetzt werden sollten, wurden wieder in ihren 
angestammten Lebensraum und damit in die Freiheit entlassen. Im November 2007 reiste Dr. Corina 
Gericke noch einmal nach Charkiw, um zu sehen, ob alle Geräte zum Ersatz von Tierversuchen und 
Übungen an Tieren verwendet werden und wie die tierversuchsfreien Kurse bei den Studierenden 
ankommen. Die erfreuliche Botschaft: In allen vier Kursen werden ς wie vereinbart ς die Alternativen 
statt Tiere verwendet. Die Studierenden sind froh, keine Tiere mehr töten zu müssen. Kurzfilm und 
weitere Informationen unter:  
www.ukraine.tierrechte.de 
 
2.13.2 SATIS – Studentische Arbeitsgruppe gegen Tiermissbrauch im Studium  
Am 17. Juni 2007 organisierte der BV ein Treffen seiner Studentischen Arbeitsgruppe gegen 
Tiermissbrauch im Studium in Heidelberg. Neben einem regen Austausch zwischen den anwesenden 
Studierenden wurde beschlossen, Erstsemester verstärkt zu informieren, ein allgemeines Infoblatt 
für die Studiengänge Medizin, Tiermedizin und Biologie zu erstellen und spezifische Informationen 
über die jeweiligen Studienorte online zu stellen unter:  
www.satis-tierrechte.de 
 
2.13.3 Mainzer Studenten schaffen Rattenpraktikum ab 
Die Tierschutz AG der Universität Mainz, in der auch zwei Referentinnen des BV mitarbeiten, 
erreichte am 18. Januar 2007, dass das sogenannte Rattenpraktikum ersatzlos gestrichen wurde. 
Mainzer Medizinstudenten müssen seitdem für ihr Studium keine Ratten mehr sezieren. Die 
Universität gab zu, dass der Lerneffekt sehr gering und die Aufgabe nicht mehr zeitgemäß sei. Bei 
einem Termin im rheinland-pfälzischen Wissenschaftsministerium im Anschluss hatte sich der BV für 
die Schaffung eines Lehrstuhls für tierversuchsfreie Verfahren ausgesprochen. Zudem hatte sich der 
BV an die Hochschulrektorenkonferenz gewandt und sein Konzept zur Förderung tierversuchsfreier 
Verfahren vorgestellt. Nach einer Untersuchung von SATIS werden in Deutschland jährlich rund 
60.000 Tiere im Studium getötet, darunter 15.000 Wirbeltiere. Dabei stehen tierverbrauchsfreie 
Lehrmethoden, wie Computersimulationen oder Modelle, in großer Auswahl zur Verfügung. Der BV 
begrüßte die Beendigung des Rattenpraktikums und forderte weitere Universitäten auf, dem 
Mainzer Vorbild zu folgen und vorhandene Lehrmethoden ohne Tierverbrauch einzusetzen.  
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2.14 Tierschutz-Forschungspreise 
2.14.1 Tierschutz-Forschungspreis der Bundesregierung 
Am 11. Dezember 2007 verlieh die Bundesregierung ihren mit insgesamt 15.000 Euro dotierten 
26. Forschungspreis für Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch. Dr. Ellen Fritsche vom 
Institut für Umweltmedizinische Forschung an der Düsseldorfer Heinrich-Heine-Universität wurde für 
ein System ausgezeichnet, mit dem die Entwicklung menschlicher Nervenzellen in vitro beobachtet 
werden kann. So können z. B. durch Chemikalien, Arzneimittel oder Pflanzenschutzmittel verursachte 
Störungen erkannt werden. Dr. Christoph Giese von der Berliner ProBioGen AG bekam den Preis für 
die Entwicklung eines künstlichen menschlichen Lymphknotens, mit dem chemische Stoffe, 
Arzneimittel oder Impfstoffe im Reagenzglas getestet werden können. Der BV war bei der 
Preisverleihung in Berlin vor Ort, begrüßte die Auszeichnungen, monierte jedoch, dass die 
Entwicklung dieser Tierversuchsersatzverfahren erst ein Erfolg sei, wenn sie behördlich anerkannt 
sind. Die Anerkennungsverfahren dauern derzeit durchschnittlich acht bis zehn Jahre. Obwohl neue 
Verfahren als Alternativen zum Tierversuch existieren, sind weltweit erst zehn Ersatzverfahren 
anerkannt. 
 
2.14.2 Baden-Württembergischer Tierschutz-Forschungspreis 
Baden-Württemberg fördert die Forschung für Alternativen zum Tierversuch mit 300.000 Euro aus 
dem Landesetat. Ende Juni 2007 verlieh die Landesregierung zusätzlich den mit 25.000 Euro 
ŘƻǘƛŜǊǘŜƴ CƻǊǎŎƘǳƴƎǎǇǊŜƛǎ α9ǊǎŀǘȊ- ǳƴŘ 9ǊƎŅƴȊǳƴƎǎƳŜǘƘƻŘŜƴ ȊǳƳ ¢ƛŜǊǾŜǊǎǳŎƘά ŀƴ CƻǊǎŎƘŜǊ ŀǳǎ 
Freiburg und Karlsruhe. Prof. Dr. Beate Brand-Saberi vom Institut für Anatomie und Zellbiologie der 
Universität Freiburg erhielt den Preis für ihre Methode zur Aufklärung von Genfunktionen am 
lebenden Gewebe. Das Verfahren kann wesentlich zur Reduzierung von belastenden Versuchen mit 
Mäusen beitragen, da es mit bebrüteten, noch nicht schmerzempfindlichen Hühnereiern erfolgt. Als 
zweites wurde Prof. Dr. Harald Krug vom Institut für Toxikologie und Gentechnik des 
Forschungszentrums Baden-Württemberg ausgezeichnet. Er hatte ein Zellkultursystem entwickelt, 
das die Situation der menschlichen Atemwege simuliert. Mit Hilfe dieses Systems kann die Belastung 
der menschlichen Atemwege durch Luftschadstoffe ohne Tierversuche getestet werden.  
 
2.14.3 Hessischer Tierschutz-Forschungspreis 
Das Bundesland Hessen zeichnete im September 2007 Dr. François Busquet und Dr. Thomas 
Broschard von der Firma Merck mit dem Tierschutz-Forschungspreis aus. Der BV begrüßte die 
Vergabe, denn mit der von den beiden Wissenschaftlern entwickelten In-vitro-Methode ist es 
möglich, im Reagenzglas festzustellen, ob eine Substanz oder deren Stoffwechselprodukte 
Embryonen im Mutterleib schädigt. Damit können Experimente an Tausenden Tieren ersetzt werden. 
Hinsichtlich der neuen EU-Chemikalienverordnung REACH kommt dieser Ersatzmethode eine 
besondere Bedeutung zu. Bislang erfolgte dieser Test ausschließlich im Tierversuch. 2005 wurden 
dafür allein in Deutschland annähernd 5.500 Tiere verbraucht. Hessen setzt damit einen 
wesentlichen Teil des BV-Konzeptes zur Förderung tierversuchsfreier Forschung um.  
 
2.14.4 Rheinland-Pfälzischer Forschungspreis  
Im Oktober 2007 vergab Rheinland-Pfalz erstmals einen mit 20.000 Euro dotierten Forschungspreis 
für Alternativen zu Tierversuchen. Empfänger war Dr. Harald Langer vom Universitätsklinikum 
Tübingen, der ein sogenanntes Flusskammermodell entwickelt hatte. Dieses ermöglicht es, mit Hilfe 
menschlicher Gefäßwandzellen die Auswirkungen des Blutflusses auf die Zellen der Gefäßwände zu 
untersuchen. Das Flusskammermodell kann schmerzhafte Tierversuche in der 
Atheroskleroseforschung und bei der Entwicklung von Medikamenten ersetzen. Der BV begrüßte die 
Vergabe und forderte eine zügige Anerkennung des Verfahrens. Mit der Preisvergabe setzt auch 
Rheinland-Pfalz einen wesentlichen Teil des vom BV erarbeiteten Konzeptes um. 
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2.15 Tagungen/Kongresse  
2.15.1 ECEAE-Treffen in München und Lissabon 
Die Treffen der Europäischen Koalition zur Beendigung von Tierversuchen (ECEAE) fanden 2007 in 
München und Lissabon statt. In dieser Vereinigung sind die größten Tierversuchsgegner-Verbände 
aus 18 europäischen Ländern vertreten. Der BV ist seit Jahren Mitglied und nahm an den Treffen teil. 
Schwerpunktthemen waren die Novellierung der Tierversuchsrichtlinie 86/609/EWG, 
Nanomaterialien, Affenversuche und REACH.  
 
2.15.2 GENET-Treffen in Brüssel 
Der BV ist Mitglied bei GENET (European NGO-Network on Genetic Engineering ς Europäisches 
Netzwerk von Nicht-Regierungs-Organisationen zur Gentechnik). Die Mitglieder dieses Netzwerkes 
sind Verbände aus den Bereichen Umweltschutz, Landwirtschaft, Entwicklungshilfe, 
Verbraucherschutz, Tierschutz und Tierrechte, die der Gentechnik kritisch bis ablehnend 
gegenüberstehen. Sie kommen sowohl aus EU-Mitgliedstaaten als auch aus weiteren mittel- und 
osteuropäischen Ländern und treffen sich einmal jährlich, um sich über den aktuellen Stand der 
Forschung und Anwendung der Gentechnik in ihren Ländern auszutauschen und Aktionen zu planen. 
2007 fand das Treffen vom 19. bis 20. April in Brüssel anlässlich der Konferenz zu gentechnikfreien 
Regionen statt. Der BV trug dort die Entwicklungen und Aussichten im Bereich Gentechnik an Tieren 
vor und initiierte eine Diskussion unter den Mitgliedern.  
   
2.15.3 Alternativenkongress in Linz 
±ƻƳ нуΦ ōƛǎ олΦ {ŜǇǘŜƳōŜǊ нллт ŦŀƴŘ ƛƴ [ƛƴȊκmǎǘŜǊǊŜƛŎƘ ŘŜǊ мпΦ YƻƴƎǊŜǎǎ α!ƭǘŜǊƴŀǘƛǾŜƴ Ȋǳ 
¢ƛŜǊǾŜǊǎǳŎƘŜƴά ǎǘŀǘǘΦ IŀǳǇǘƻǊƎŀƴƛǎŀǘƻǊ ǿŀǊ Řŀǎ ǀǎǘerreichische Zentrum für Ersatz- und 
Ergänzungsmethoden zu Tierversuchen (zet). Teilnehmer aus rund 30 Nationen tauschten sich über 
neue Forschungsansätze im Bereich der sogenannten 3R aus (refine, reduce, replace ς Methoden zu 
weniger belastenden Tierversuchen, zu ihrer Reduzierung oder zu ihrem Ersatz). Kritisiert wurde die 
mangelnde Kontrolle von Tierversuchen und dass Alternativen fast ausschließlich in der Toxikologie ς 
und dort viel zu wenig ς entwickelt werden. Der Kongress bietet Wissenschaftlern, Tierschutz- und 
Tierrechtsorganisationen, Behördenvertretern und interessierten Menschen ein Forum, um aus 
erster Hand zu erfahren, welche Fortschritte in Richtung Ersatz von Tierversuchen zu verzeichnen 
sind. Insbesondere die Fachreferenten des BVs nahmen teil.  
 
3. Tiere in der Landwirtschaft  
3.1 „Legehennen“-Haltung 
Nachdem der Bundesrat im April 2006 gegen die Stimmen von Rheinland-Pfalz und Hessen trotz des 
2001 beschlossenen Verbotes der Käfighaltung neue tierquälerische Formen der Hühnerkäfige ς 
sogenannte Seehofer-Käfige ς beschlossen hatte und den herkömmlichen Batteriekäfig noch drei 
Jahre länger bis Ende 2009 zulässt, nahm der BV Einfluss auf die Bundesländer Rheinland-Pfalz und 
Hessen. Ziel war es, sie dazu zu bewegen, die Rechtmäßigkeit dieser vom Bundesrat beschlossenen 
Vorgaben zur Hennenhaltung durch eine Normenkontrollklage überprüfen zu lassen. Denn diese 
Haltungsvorgaben stellen für den BV einen klaren Rechtsbruch dar, da sie gleich dreifach gegen 
geltendes Recht verstoßen. Der Seehofer-KäfƛƎ ǾŜǊǎǘǀǖǘ ƴƛŎƘǘ ƴǳǊ ƎŜƎŜƴ Řŀǎ αIŜƴƴŜƴ-¦ǊǘŜƛƭά ŘŜǎ 
Bundesverfassungsgerichts vom Juli 1999. Er verstößt zudem gegen das Staatsziel Tierschutz des 
Grundgesetzes und gegen das Tierschutzgesetz. 
 
3.1.1 Gegenmaßnahmen  
Â Normenkontrollklage 

Rheinland Pfalz reichte am 25. Juni 2007 eine Normenkontrolle gegen die Tierschutz-
Nutztierhaltungsverordnung beim Bundesverfassungsgericht ein. Begründung: Die in der 
Verordnung vorgesehene Kleingruppenhaltung verstoße gegen das Tierschutzgesetz, da sie pro 
Tier nur wenig mehr Platz als ein DIN-A4-Blatt biete. Die ausgestalteten Käfige erlaubten kein 
artgerechtes Verhalten. Mit dem bloßen Verweis auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
würden wirtschaftliche Interessen der Tierhalter einseitig bevorzugt und die Belange des 
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Tierschutzes nicht ausreichend in die Abwägung einbezogen. Der Klage war ein Spitzengespräch 
mit dem BV und weiteren führenden Tierschutz-Organisationen mit der rheinland-pfälzischen 
Umweltministerin Margit Conrad im Februar 2007 vorausgegangen. Zudem hatte der BV ein 
rechtswissenschaftliches Gutachten in Auftrag gegeben, das von der Landesregierung als Basis für 
die Klageschrift genutzt wurde. 
 

Â Antrag auf Akteneinsicht 
Der BV hatte zudem bei Bundesjustiz- und Bundeslandwirtschaftsministerium Anträge auf Einsicht 
in die Akten zur Änderung der Nutztierhaltungsverordnung gestellt. Die Einsicht in die Akten 
wurde gewährt und von zwei vom BV beauftragen Rechtsanwälten vorgenommen. Es zeigte sich, 
dass die Akten keinen Hinweis auf eine Rechtsprüfung im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1999 und dem Staatsziel Tierschutzschutz enthielten 
und Mindeststandards nicht eingehalten wurden. Der BV prüft nun weitere Schritte. 
 

Â Umfrage Legebatterien 
Um zu erfahren, ob die Betreiber konventioneller Legebatterien die Vorgaben der ς aus Sicht des 
BV unrechtmäßigen ς neuen Vorgaben zumindest einhalten und für ihre Anlagen ein Konzept zur 
Umrüstung auf Seehofer-Käfige vorlegen oder die Anlagen schließen, schickte der BV einen 
Fragebogen zu Anzahl und Art der Legebatterien an alle Bundesländer. Die Auswertung ist noch 
nicht abgeschlossen. 
 

3.2 Ostern 2007: Eier-Kennzeichnung ausweiten 
Anlässlich des Osterfestes 2007 forderte der BV den Deutschen Bundestag erneut auf, die Eier-
Kennzeichnungspflicht auszuweiten und dem Antrag der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen zuzustimmen. Danach sollen künftig eihaltige Produkte wie Eierlikör, gefärbte Eier oder 
CŜǊǘƛƎǇǊƻŘǳƪǘŜ ŘƛŜ IŀƭǘǳƴƎǎŦƻǊƳ ŘŜǊ α[ŜƎŜƘŜƴƴŜƴά ŀǳǎǿŜƛǎŜƴΦ 5ƛŜǎŜ 9ƛŜǊ ǎǘŀƳƳŜn zu fast 100 % aus 
tierquälerischer Käfighaltung. Gleichzeitig rief der Verband die Verbraucher auf, ihre Macht für den 
Tierschutz zu demonstrieren und auf Eier aus Quälerei zu verzichten. Zudem erinnerte der BV daran, 
dass Hühner in jeder Haltungsform voǊ ŀƭƭŜƳ α9ƛŜǊǇǊƻŘǳȊŜƴǘŜƴά ǎƛƴŘΣ ŘŜƴŜƴ ƪŜƛƴ [ŜōŜƴǎǊŜŎƘǘ ƳŜƘǊ 
ȊǳƎŜǎǇǊƻŎƘŜƴ ǿƛǊŘΣ ǿŜƴƴ ƛƘǊŜ α[ŜƎŜƭŜƛǎǘǳƴƎά ƴŀŎƘƭŅǎǎǘΦ !ǳŎƘ ǿŜǊŘŜƴ ƧŅƘǊƭƛŎƘ Ŝǘǿŀ пл aƛƭƭƛƻƴŜƴ 
ƳŅƴƴƭƛŎƘŜ YǸƪŜƴ ŘŜǊ α[ŜƎŜǊŀǎǎŜƴά ǳƳƎŜōǊŀŎƘǘΣ Řŀ ƛƘǊŜ ǿŜƛǘŜǊŜ ±ŜǊǿŜƴŘǳƴƎ ŀƭǎ αaŀǎǘƘǳƘƴά ƴƛŎƘǘ 
wirtschaftlich ist.  
 
3.3 Weniger Eier aus Käfighaltung 
In Deutschland sinkt seit Jahren der Eier-Verzehr. Schätzungen der Zentralen Markt- und 
Preisberichtstelle (ZMP) zufolge lag 2006 der Pro-Kopf-Verbrauch bei 205 Eiern, während er Anfang 
der siebziger Jahre in Westdeutschland bei 290 Eiern und in Ostdeutschland bei über 300 Eiern 
gelegen hat. Für den Rückgang gibt es vielschichtige Gründe, gesundheitliche ebenso wie 
tierschützerische oder allgemein veränderte Ernährungsgewohnheiten. Nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes hat die Boden- und Freilandhaltung zu- und die Käfighaltung 
abgenommen. Zwischen 2003 und 2006 stieg die Bodenhaltung (in Betrieben mit 3.000 und mehr 
Hennen) von 3,6 Millionen auf 6,0 Millionen Plätze (+ 60%). Die Freilandhaltung nahm um 65% auf 
5,7 Millionen Plätze zu. Die Käfighaltung reduzierte sich um 9% auf 27,9 Millionen, das entspricht 
70,5% aller Haltungssysteme (2003: 81%). 
 
3.4 Tötung männlicher Küken  
Wissenschaftler der Universität Leipzig forschen an Verfahren, wie das Geschlecht von Hühnerküken 
bereits im Ei identifiziert werden kann. Sollte hierzu ein praktikables Verfahren entwickelt werden, 
könnte dadurch das millionenfache Töten lebender Eintagsküken vermieden werden. Hintergrund ist, 
Řŀǎǎ ŘƛŜ aŀǎǘ ŘŜǊ ƳŅƴƴƭƛŎƘŜƴ YǸƪŜƴ ŘŜǊ α[ŜƎŜƘŜƴƴŜƴά-Rassen wirtschaftlich nicht lohnend ist. Die 
Küken werden deshalb nach dem Schlupf getötet. Etwa 40 Millionen Küken sind pro Jahr in 
Deutschland betroffen. Gegen diese ungeheuerliche Vernichtung von Leben allein aus 
wirtschaftlichen Gründen konnte der BV mangels Tierschutz-Verbandsklage bisher keine Klage 
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ŜǊƘŜōŜƴΦ {ƻƭƭǘŜƴ ŘƛŜ [ŜƛǇȊƛƎŜǊ CƻǊǎŎƘŜǊ αŜǊŦƻƭƎǊŜƛŎƘά ǎŜƛƴΣ ǿǸǊŘŜ ŘƛŜǎ ȊǿŀǊ Řŀǎ [ŜƛŘŜƴ ŘŜǊ YǸƪŜƴ 
vermeiden, da sie gar nicht erst ausgebrütet würden. Die einseitige Zucht der Hennen auf 
α[ŜƎŜƭŜƛǎǘǳƴƎά ǳƴŘ ƛƘǊŜ !ƴǇŀǎǎǳƴƎ ŀƴ ƳŜƴǎŎƘƭƛŎƘŜ ±ƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎŜƴ ǿǸǊŘŜ ŘŀƳƛǘ ŀōŜǊ ƭŜǘȊǘƭƛŎƘ 
vorangetrieben. 
 
3.5 „Masthühner“ 
3.5.1 EU-Richtlinie zur „Masthühner“-Haltung 
EU-weit werden jährlich mehr als fünf Milliarden Hühner gezüchtet und gemästet, über 400 
Millionen davon in Deutschland. Zucht und Haltung gehören zur stärksten Intensivierung in der 
αbǳǘȊǘƛŜǊά-Haltung, mit katastrophalen Folgen für Gesundheit und Wohlbefinden der Tiere. Zu 
diesem Ergebnis kommt auch ein Bericht des Wissenschaftlichen Ausschusses für Tiergesundheit und 
Tierschutz der EU-Kommission (SCAHAW). Bis Mai 2007 existierten weder in Deutschland noch in der 
9¦ wŜŎƘǘǎǾƻǊǎŎƘǊƛŦǘŜƴ ȊǳǊ IŀƭǘǳƴƎ ǳƴŘ ½ǳŎƘǘ Ǿƻƴ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊƴάΦ Lƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘ ƻǊƛŜƴǘƛŜǊŜƴ ǎƛŎƘ ŘƛŜ 
Mäster an einer freiwilligen Vereinbarung. Nach dieser sollen auf einem Quadratmeter Bodenfläche 
ƳŀȄƛƳŀƭ ор YƛƭƻƎǊŀƳƳ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊάΣ Řŀǎ ǎƛƴŘ ōƛǎ Ȋǳ нр ¢ƛŜǊŜΣ ƎŜƘŀƭǘŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦ 5ŜǊ {/!I!²-
Bericht empfiehlt dagegen eine maximale Besatzdichte von 25 bis 30 kg pro qm. Am 7. Mai 2007 
beschloss der EU-Agrarministerrat ς unter der Ratspräsidentschaft von Bundeslandwirtschafts-
minister Horst Seehofer ς ŜƛƴŜ wƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ȊǳǊ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊά-Haltung. Die beschlossene Maximaldichte 
liegt nun bei 42 kg pro qm für Stallverhältnisse, wie sie in Deutschland üblich sind. In deutschen 
Ställen dürften dadurch Enge und Tierquälerei noch verstärkt werden. Denn nun können die Mäster 
bis zu 30 Tiere auf einen Quadratmeter pferchen. Die EU-Landwirtschaftminister widersetzten sich 
mit diesem Beschluss nicht nur der Mehrheit der EU-Bürger, die sich klar für mehr Tierschutz 
aussprechen. Sie ignorierten auch die Forschungs-Ergebnisse des von ihnen selbst in Auftrag 
gegebenen SCAHAW-Gutachtens, das Besatzdichten jenseits der 30 kg als Tierquälerei ablehnt. 
Besonders beschämend ist die Verabschiedung dieser Richtlinie für Horst Seehofer und die 
.ǳƴŘŜǎǊŜƎƛŜǊǳƴƎΣ ǿƻƭƭǘŜƴ ǎƛŜ ǎƛŎƘ ŘƻŎƘ ƭŀǳǘ YƻŀƭƛǘƛƻƴǎǾŜǊǘǊŀƎ Ǿƻƴ нллр αŀǳŦ 9¦-Ebene für die 
Festlegung von hohen Tierschutzstandards einsetzen, damit darüber hinaus gehende nationale 
RegelunƎŜƴ ƳǀƎƭƛŎƘǎǘ ƴƛŎƘǘ ŜǊŦƻǊŘŜǊƭƛŎƘ ǿŜǊŘŜƴά 5ƛŜǎŜǎ ½ƛŜƭ ƘŀōŜƴ ǎƛŜ Ƴƛǘ ŘŜǊ wƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ǾŜǊŦŜƘƭǘΦ 
Bezüglich der Umsetzung der EU-Richtlinie ist es gut möglich, dass die Bundesregierung das Thema 
aufschiebt. Die Umsetzung in nationales Recht soll bis 2010 erfolgen. Die Lobbyarbeit des BV zielt 
darauf, dass die Landtage die 1:1 Umsetzung ablehnen und sich bei der Umsetzung der EU-Richtlinie 
am SCAHAW-Bericht orientieren. 
 
3.5.2 Gegenmaßnahmen 

Â Briefe 
Der BV verurteilte den Beschluss und warf der Regierung vor, diese massiv tierquälerische 
Richtlinie unter deutscher Ratspräsidentschaft beschlossen zu haben. Er forderte neben Horst 
Seehofer die Tierschutz-Ressortminister der Bundesländer, die Fraktionsvorsitzenden und die 
fachpolitischen Sprecher (Tierschutz/Landwirtschaft) in den 16 Bundesländern sowie die 
tierschutzpolitischen Sprecher der Fraktionen schriftlich auf, in Deutschland strengere nationale 
Vorschriften umzusetzen, die sich an den Forderungen des Wissenschaftlichen Ausschusses für 
Tiergesundheit und Tierschutz der EU-Kommission (SCAHAW) orientieren.  
 

Â Under-Cover-Aufnahmen und intensive Öffentlichkeitsarbeit 
Der BV veröffentlichte Under-Cover-Aufnahmen aus mehreren deutschen Hühnermastbetrieben, 
in denen katastrophale Zustände herrschen, um zu zeigen, dass bereits die derzeit in Deutschland 
ǸōƭƛŎƘŜ IŀƭǘǳƴƎ Ǿƻƴ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊƴά ŀōǎƻƭǳǘ ǘƛŜǊǉǳŅƭŜǊƛǎŎƘ ƛǎǘΦ 5ƛŜ ½ǳǎǘŅƴŘŜ ƛƴ ŘŜƴ ƎŜŦƛƭƳǘŜƴ 
.ŜǘǊƛŜōŜƴ ǎƛƴŘ ǊŜǇǊŅǎŜƴǘŀǘƛǾ ŦǸǊ ŘŜǳǘǎŎƘŜ aŀǎǘŀƴƭŀƎŜƴΦ 5ŀǎ tƻƭƛǘƳŀƎŀȊƛƴ αwŜǇƻǊǘ aǸƴŎƘŜƴά ŘŜǊ 
ARD berichtete am 18. Juni 2007, die Sender NDR, SAT1, RTL, Radio Bremen und zahlreiche 
Zeitungen zogen nach und berichteten in den folgenden Tagen und Wochen. DVDs mit den 
Under-Cover-Aufnahmen wurden an Landes- und Bundespolitiker geschickt. Einige lokale 
Bürgerinitiativen in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen, die sich gegen die Errichtung neuer 
Mastanlagen wehren, nutzen die Aufnahmen ebenfalls für ihre Aktionen.  
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Â Strafanzeigen gegen Mäster 
Gegen die Betreiber der in den Aufnahmen gezeigten Mastanlagen in Bösel, Bad Bentheim und 
Wachendorf (Stadt Lingen) erstattete der BV Strafanzeige wegen Verstoßes gegen das 
Tierschutzgesetz. Den zuständigen Staatsanwaltschaften ging zudem das Videomaterial zu, das die 
katastrophalen Zustände belegte. Die Bilder aus dem Betrieb in Bösel zeigten u. a. tote und 
skelettierte Hühner.  
 

Â Strafanzeige gegen Amtstierärzte  
In einem der Betriebe waren direkt am Tag vor den Aufnahmen Tierärzte des zuständigen 
Veterinäramtes zur Kontrolle, beanstandeten jedoch nichts. Der BV erstattete auch gegen sie 
Strafanzeige wegen Unterlassung. Sie waren gegen die tierquälerische Haltung von 
αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊƴά ƴƛŎƘǘ ŜƛƴƎŜǎŎƘǊƛǘǘŜƴ ǳƴŘ ƘŀǘǘŜƴ ǎƛŎƘ ƴŀŎƘ !ǳŦŦŀǎǎǳƴƎ ŘŜǎ ±ŜǊōŀƴŘŜǎ ŘŀƘŜǊ ŘŜǊ 
Unterlassung strafbar gemacht. 
 

Â Beschwerde gegen Einstellung der Verfahren 
Die Verfahren gegen die Betreiber von zwei Mastanlagen wurden inzwischen eingestellt, da den 
.ŜǎŎƘǳƭŘƛƎǘŜƴ ƭŀǳǘ {ǘŀŀǘǎŀƴǿŀƭǘǎŎƘŀŦǘ ŜƛƴŜ ǎǘǊŀŦōŀǊŜ IŀƴŘƭǳƴƎ αƳƛǘ ŘŜǊ ŦǸǊ ŘƛŜ !ƴƪƭŀƎŜŜǊƘŜōǳƴƎ 
ŜǊŦƻǊŘŜǊƭƛŎƘŜƴ {ƛŎƘŜǊƘŜƛǘ ƴƛŎƘǘ ƴŀŎƘƎŜǿƛŜǎŜƴ ǿŜǊŘŜƴά ƪƻƴƴǘŜΦ .ŜǎŎƘǿŜǊŘŜƴ ƎŜƎŜƴ ŘƛŜǎŜ 
Entscheidungen wurden abgewiesen. Die anderen Verfahren laufen noch.  
 

Â Online-Aktion 
Mitglieder und Interessierte hatten die Möglichkeit, an einer Online-Protest-Aktion teilzunehmen 
und an Bundesminister Seehofer zu schreiben. Weitere Informationen:  
www.masthuehner.de 

 
3.6 Schächten 
3.6.1 Entscheidung hinausgezögert 
Die Empörung war bei vielen groß, als das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig am 23. November 
2006 urteilte, dass trotz Staatsziel Tierschutz eine Genehmigung zum betäubungslosen Schlachten 
(Schächten) möglich sei. Anfang 2007 wurde Hessen aktiv. Über die Agrarkonferenz der Länder 
forderte es den Bund auf, eine Änderung des Tierschutzgesetzes zu prüfen, um einen 
verfassungskonformen, angemessenen Ausgleich zwischen dem Grundrecht der freien Religions-
ausübung und dem im Grundgesetz als Staatsziel verankerten Tierschutz zu schaffen. Hessen hatte 
bereits 2005 eine Bundesratsinitiative gestartet und sich dafür eingesetzt, dass beim Schächten eine 
Elektrokurzzeitbetäubung angewendet wird, konnte aber keine Mehrheiten dafür erlangen. Am 
6. Juli 2007 fasste der Bundesrat dann einen Beschluss, der die Bundesregierung auffordert, 
Paragraf 4 a Tierschutzgesetz zu ändern. Laut Bundesratsbeschluss soll nach dieser Änderung 
betäubungsloses Schächten nur genehmigt werden dürfen, wenn die Religionsgemeinschaft die 
betäubungslose Schlachtung zwingend vorschreibt und den Tieren dabei nicht mehr Schmerzen 
zugefügt werden als bei einer Schlachtung mit Betäubung. In der Drucksache 16/6233 vom 
17. August 2007 bewertete die Bundesregierung diesen Bundesratsbeschluss als verfassungs-
rechtlich bedenklich, da er eine Abwägung zwischen der Religionsfreiheit und dem Tierschutz nicht 
mehr zulasse. Der Landwirtschaftsausschuss des Bundestages beschloss am 11. Oktober, dass er eine 
Anhörung mit Vertretern der betroffenen Religionen durchführen wolle, bevor er Stellung zum 
Bundesratsbeschluss beziehe. Bis zum islamischen Opferfest, das 2007 vom 20. bis 23. Dezember 
stattfand, lag kein Beschluss zur Änderung des Tierschutzgesetzes vor. Es ist davon auszugehen, dass 
es dadurch zu rechtswidrigen Schächtungen kam. Der BV sprach sich für eine zügige Änderung des 
Schächt-Paragrafen im Tierschutzgesetz aus. In einer rechtswissenschaftlichen Stellungnahme, die 
dem Landwirtschaftsausschuss des Bundestages vorlag, legte der BV dar, dass nach der bisherigen 
Rechtslage zwischen der Religionsfreiheit und den durch betäubungsloses Schächten 
hervorgerufenen Schmerzen und Leiden der Tiere abgewogen werden müsse. Neben der 
rechtswissenschaftlichen Stellungnahme forderte der BV alle deutschen EU-Abgeordneten auf, die 
Schriftliche Erklärung zu rituellen Schlachtungen ohne Betäubung zu unterzeichnen. Diese fordert die 
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EU-Kommission auf, darauf zu dringen, dass die EU-Mitgliedstaaten eine Betäubung auch vor dem 
rituellen Schlachten (Schächten) vorschreiben. Für Aktive standen auf der BV-Website eMail-
Adressen und ein Briefvorschlag bereit. Zudem stand ein Musterbrief an die zuständigen Minister 
und Fraktionsvorsitzenden im Bundestag zur Verfügung, indem eine Änderung des Paragrafen 4 a 
Tierschutzgesetz gefordert wurde. 
 
3.7 Tiertransporte 
3.7.1 Keine Verbesserung bei Tiertransporten 
Der Bundesrat stimmte Ende November 2007 für den vom Bundeslandwirtschaftsministerium 
erarbeiteten Entwurf einer Verordnung zum Schutz von Tieren beim Transport. Dieser regelt die 
nationale Umsetzung der EU-Verordnung Nr.1/2005 vom Dezember 2004. Der BV hatte in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf u. a. kritisiert, dass die bisherige maximale Transportdauer von acht 
Stunden für innerdeutsche Transporte ausgehebelt wird. Da die neue Tierschutztransport-
Verordnung nichts an den zentralen Problembereichen wie den unbegrenzt langen Transportzeiten, 
den zu kurzen Ruhepausen und den zu hohen Ladedichten ändert, wird die neue Regelung keine 
Verbesserungen für die Tiere bringen. 
 
3.7.2 Subventionen für Tiertransporte gestrichen  
Mitte März 2007 wurde die EU-Agrarkommissarin Mariann Fischer Boel vom Bund der Steuerzahler 
in Europa für ihren Einsatz zur Streichung von Tiertransport-Subventionen ausgezeichnet. Mehr als 
zehn Jahre lang hatte der BV gemeinsam mit dem Bund der Steuerzahler dafür gekämpft, dass 
Lebendtiertransporte nicht mehr durch Subventionen gefördert werden. Im Dezember 2005 wurden 
ŘƛŜǎŜ !ǳǎŦǳƘǊŜǊǎǘŀǘǘǳƴƎŜƴ ŦǸǊ α{ŎƘƭŀŎƘǘǊƛƴŘŜǊά ŜƴŘƭich gestrichen. Die Subventionierung der 
quälerischen Transporte der zur Schlachtung deklarierten EU-Rinder zu den weit entfernten 
Schlachthöfen des Nahen und Mittleren Ostens ging damit zu Ende. Dies ist der Entschlossenheit 
Mariann Fischer Boels zu verdanken. Leider sind die tierquälerischen Transporte nicht generell 
ǾƻǊōŜƛΦ 5Ŝƴƴ ŘŜǊ 9ȄǇƻǊǘ Ǿƻƴ α½ǳŎƘǘǊƛƴŘŜǊƴά ǿƛǊŘ ƴŀŎƘ ǿƛŜ ǾƻǊ ǎǳōǾŜƴǘƛƻƴƛŜǊǘΦ 5ŜǊ .± ōŜƎǊǸǖǘŜ ŘƛŜ 
Auszeichnung der EU-Agrarkommissarin, bekräftigte aber die Dringlichkeit weiterer Maßnahmen. Die 
bis 2013 geltenden Subventionen für Zuchtrinder müssten gestrichen werden. Die EU-Kommission 
müsse zudem auf internationaler Ebene auf eindeutige Tierschutzstandards hinwirken, damit auch 
andere exportstarke Länder, wie z. B. Brasilien, dem Beispiel der EU folgen und zukünftig auf 
Transporte von lebenden Rindern in den Libanon verzichten.  
 
3.8 „Mastkaninchen“ 
Millionen Kaninchen werden jährlich in Deutschland geschlachtet und gegessen. Bislang gibt es keine 
verbindlichen Vorgaben zu Haltung, Transport und Schlachtung von Kaninchen. Nach Empfehlungen 
ŘŜǊ ²ƻǊƭŘ wŀōōƛǘ {ŎƛŜƴŎŜ !ǎǎƻŎƛŀǘƛƻƴ ό²w{!ύ ǎǘŜƘŜƴ ŜƛƴŜƳ α½ǳŎƘǘƪŀƴƛƴŎƘŜƴά Ƴƛǘ ŜƛƴŜƳ DŜǿƛŎƘǘ 
von 2 bis 3,5 Kilogramm lediglich eine Fläche von 0,2 bis 0,4 Quadratmetern und eine Käfighöhe von 
bis zu 40 Zentimetern zu. In kommerziellen Kaninchenmastbetrieben vegetieren die 
bewegungsfreudigen Tiere in engen Drahtgitterkäfigen auf Drahtboden. Die Folgen sind 
Wirbelsäulenverkrümmungen, Pfotenverletzungen, entzündeten Augen, Stoffwechselstörungen und 
Verhaltensabweichungen wie Kannibalismus. Die Sterberaten liegen bei bis zu 50 %. Der BV fordert 
deswegen schon seit Jahren eine Haltungsverordnung für Kaninchen. Er informierte in seinem 
Magazin αtierrechteά und rief seine Mitglieder auf, eine Online-Petition für ein Verbot von Zucht und 
Käfighaltung von Kaninchen zu unterzeichnen. In Österreich ist die Käfighaltung von Kaninchen ab 
2008 verboten. 
 
3.9 „Milchkuh“-Haltung: Milchproduktion auf Kosten von Tieren und Umwelt stoppen 
Anlässlich der öffentlichen Anhörung des Bundestagsausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz am 17. {ŜǇǘŜƳōŜǊ нллт ȊǳƳ ¢ƘŜƳŀ α½ǳƪǳƴŦǘ ŘŜǊ aƛƭŎƘ ƛƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘά ǿŀǊƴǘŜ 
ŘŜǊ .± ǾƻǊ ŜƛƴŜǊ ǿŜƛǘŜǊŜƴ LƴǘŜƴǎƛǾƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ αaƛƭŎƘƪǳƘά-Haltung in Deutschland und einer 
{ǘŜƛƎŜǊǳƴƎ ŘŜǊ αaƛƭŎƘƭŜƛǎǘǳƴƎά ǇǊƻ ¢ƛŜǊΦ .Ŝƛ ŘŜǊ !ƴƘǀǊǳƴƎ Ǿƻƴ {ŀŎƘǾŜǊǎǘŅƴŘƛƎŜƴ ƎƛƴƎ Ŝǎ ǳƳ ŘƛŜ 
Markt- und Preisentwicklung von Milch und Milchprodukten, um die Zukunft des 
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Milchquotensystems und die Auswirkungen auf die ländlichen Räume. Der BV gab zu bedenken, dass 
die Steigerung der Milchproduktion einer Kuh von jährlich etwa 700 Litern Milch vor 60 Jahren auf 
heute bis zu 10.000 Liter schwerwiegende Folgen für die Tiere hat. Erkrankungen der Euter, Klauen 
und Verdauungsorgane sowie Stoffwechselerkrankungen sind an der Tagesordnung und Zeichen 
einer ständigen Überforderung und Auszehrung des Organismus. Bereits nach vier bis fünf Jahren 
ōŜŘŜǳǘŜ ŘƛŜǎ ŦǸǊ ŘƛŜ ƴƻŎƘ ƧǳƴƎŜ YǳƘ ŘŜƴ DŀƴƎ ȊǳƳ {ŎƘƭŀŎƘǘŜǊΦ CǸǊ ŘƛŜ IŀƭǘǳƴƎ Ǿƻƴ αaƛƭŎƘƪǸƘŜƴά 
gibt es bislang keine verbindlichen Rechtsvorschriften. Sie werden häufig ganzjährig im Stall gehalten, 
oft in lebenslanger Anbindehaltung auf einstreulosen Betonböden. Auch die mutterlose 
Kälberaufzucht und die Enthornung der Kälber ohne Betäubung ist Teil der intensiven 
Milchproduktion. Insgesamt zeichnet sich in der Milchwirtschaft eine Entwicklung hin zur 
agroindustriellen Produktion ab. Dabei sind unendliches Tierleid, Seuchenzüge und Massentötungen 
vorprogrammiert. 

 
3.10 Aufruf zum Weltverbrauchertag  
Anlässlich des Weltverbrauchertages am 15. März 2007 rief der BV dazu auf, die Macht des 
Verbrauchers für den Tierschutz zu nutzen und ihn mit dem Einkaufsverhalten voranzubringen. Denn 
die Verbraucher entscheiden durch ihr Kaufverhalten, was und wie produziert wird. Der BV erinnerte 
daran, dass in DeutǎŎƘƭŀƴŘ ȊǳǊȊŜƛǘ ǊǳƴŘ рп aƛƭƭƛƻƴŜƴ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊάΣ рл aƛƭƭƛƻƴŜƴ α[ŜƎŜƘŜƴƴŜƴάΣ нт 
Millionen Schweine, 22 Millionen Kaninchen, 13 Millionen Rinder, 10 Millionen Puten, 3 Millionen 
Schafe, 2,6 Millionen Enten, 400 000 Gänse und 160 000 Ziegen gehalten werden. Zucht, Haltung, 
Transport und Schlachtung seien in den allermeisten Fällen mit schweren Leiden für die Tiere 
verbunden. Weitere verbraucherrelevante Themen seien Tierversuche z. B. für Haushalts- und 
Kosmetikprodukte. Der BV legte den Verbrauchern nahe, einen Beitrag zu einer tiergerechteren Welt 
zu leisten, indem sie zu Alternativen zu tierquälerisch erzeugten Produkten griffen und auf eine 
vegetarische Ernährung umstellten, die ohne Produkte vom Tier auskommt. 
 
3.11 Geflügelhaltungsverordnung: Tierquälerisch und seuchenpolitisch verfehlt 
Am 11. Oktober 2007 stimmte der Bundesrat über eine neue Geflügelpest-Verordnung ab. In der 
Verordnung ist eine Stallpflicht vorgesehen. Diese soll verhindern, dass das sogenannte Nutzgeflügel 
von Wildvögeln mit der Vogelgrippe angesteckt wird. Doch nach aktuellen wissenschaftlichen 
Untersuchungen sind die Wildvögel für die Vogelgrippe-Ausbrüche nicht verantwortlich. Ein 
weltweites Monitoring hat gezeigt, dass der Vogelgrippe-Erreger bei Wildvögeln extrem selten 
vorkommt. Die Ursache ist vielmehr in der intensiven Massentierhaltung und den zahlreichen 
Transporten von Geflügeltieren und ihren Produkten zu suchen. So sind die meisten Ausbrüche der 
Vogelgrippe in Mitteleuropa in Stallhaltungen aufgetreten, die keinen Kontakt mit Wildvögeln 
ermöglichten. Die Verordnung zementiert die bisherige gescheiterte Seuchenpolitik und ruft weitere 
Katastrophen für Tier und Mensch hervor. Der BV kritisierte die Verordnung in einer Pressemitteilung 
als seuchenpolitisch verfehlt und als Affront gegen Tier- und Verbraucherschutz und forderte die 
Bundesländer auf, gegen die Verordnung zu stimmen.  
 
4. Tierschutz-Verbandsklage 
4.1 Positive Entwicklungen 
Seit Verankerung des Tierschutzes im Grundgesetz vor sechs Jahren setzt sich der der BV intensiv auf 
Bundes- und Landesebene für die Einführung des Klagerechts für anerkannte Tierschutz-
organisationen ein. Das Verbandsklagerecht ist ein Mittel des Rechtsstaats und kann auf Bundes- und 
Länderebene erteilt werden. Die Tierschutz-Verbandsklage schafft kein neues Tierschutzrecht, 
sondern stärkt die Behörden, bereits geltende Tierschutzvorschriften durchzusetzen. Im 
Naturschutzrecht, Behindertenrecht, Wettbewerbsrecht und Verbraucherschutzrecht hat sich die 
Verbandsklage bewährt. Nachdem die Einführung der Tierschutz-Verbandsklage 2004 im Bundesrat 
scheiterte, setzt der BV zunächst darauf, dass einzelne Bundesländer diese wichtige Klagemöglichkeit 
einführen. Im September 2007 beschloss Bremen als erstes Bundesland die Einführung des 
Verbandsklagerechts für anerkannte Tierschutzorganisationen. Nun können in Bremen tätige 
Tierschutzorganisationen vor den Gerichten des Landes klagen, um z. B. behördliche Entscheidungen 
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im Nachhinein überprüfen zu lassen. Kommt das Gericht zu der Feststellung, dass geltendes 
Tierschutzrecht missachtet wurde, muss dies ς zugunsten der Tiere ς bei zukünftigen Entscheidungen 
beachtet werden. Verstöße gegen tierschutzrechtliche Bestimmungen kommen nach den 
Erfahrungen des BV bei der Haltung von Wildtieren in Zirkussen, bei der Genehmigung von 
Tierversuchen, bei Rodeoveranstaltungen, beim Schlachten ohne Betäubung oder bei der Tötung von 
Stadttauben durch Aushungern vor. In Bremen wurde der Gesetzesantrag durch einen Bürgerantrag 
gestützt, den über 14.000 Bremer Bürger unterzeichneten. Der BV hatte im Vorfeld mit einem 
rechtswissenschaftlichen Gutachten Stellung zur Notwendigkeit der Tierschutz-Verbandsklage 
bezogen. Im Oktober 2007 trat das neue Gesetz bereits in Kraft. Bremen beschloss außerdem, zu 
gegebener Zeit einen Antrag im BundeǎǊŀǘ ŜƛƴȊǳōǊƛƴƎŜƴΦ 5ŜǊ .± ǿǸǊŘƛƎǘŜ .ǊŜƳŜƴ ŀƭǎ αǾƻǊōƛƭŘƭƛŎƘάΣ 
da es als erstes Bundesland eine klaffende Lücke im Tierschutzrecht geschlossen hat. Nach der 
Einführung in Bremen bemühen sich auch weitere Bundesländer um die Einführung. Derzeit laufen in 
einigen anderen Landtagen (Berlin, Sachsen, Schleswig-Holstein) Beratungen über die Einführung der 
Tierschutz-Verbandsklage. Der BV arbeitet zur Bündelung der Kräfte mit anderen 
Tierschutzorganisationen zusammen, informiert die Parlamentarier und berät die Fraktionen bei 
ihren Anträgen. Weitere Informationen:  
www.verbandsklage.tierrechte.de  
 
5. Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 
5.1 Kampagne „Wir machen Seehofer Feuer unterm Hintern!“ 
Die massiven Rückschritte im Tierschutz unter Bundesminister Horst Seehofer waren der 
!ǳǎƎŀƴƎǎǇǳƴƪǘ ŦǸǊ ŘƛŜ YŀƳǇŀƎƴŜΥ α²ƛǊ ƳŀŎƘŜƴ {ŜŜƘƻŦŜǊ CŜǳŜǊ ǳƴǘŜǊƳ IƛƴǘŜǊƴΗά LƳ ½ǳƎŜ ŘŜǊ 
deutschen Ratspräsidentschaft in der EU von Januar bis Juni 2007 forderte der BV Bundesminister 
Seehofer auf, die folgenden Forderungen während seiner Zeit als Ministerratspräsident umzusetzen: 
 
Â Uneingeschränkte Aufnahme des Tierschutzes in die zukünftige EU-Verfassung! 

Â Mehr Geld für tierversuchsfreie Forschung! 
Â Verabschiedung einer tiergerechten EU-wƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ȊǳǊ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊά-Haltung!  
 
Ab Dezember 2006 konnten die Mitglieder eine Postkarte und Streichholzmäppchen mit dem Motto 
α²ƛǊ ƳŀŎƘŜƴ {ŜŜƘƻŦŜǊ CŜǳŜǊ ǳƴǘŜǊƳ IƛƴǘŜǊƴΗά ƛƴ ŘŜǊ DŜǎŎƘŅŦǘǎǎǘŜƭƭŜ ōŜǎǘŜƭƭŜƴ ǳƴŘ ǎƛŜ ŀƴ 
Bundesminister Seehofer schicken. Neben der Postkartenaktion schrieb der BV mehrfach an 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Bundesminister Seehofer und führte ein Gespräch mit Horst 
Seehofer im Bundeslandwirtschaftministerium. Trotz aller Mühen war die Bilanz der deutschen 
Ratspräsidentschaft unbefriedigend. Ende Juni kritisierte der BV in einer Pressemitteilung, dass 
Deutschland seinen eigenen Zielsetzungen im Bereich Tierschutz nicht gerecht geworden sei. 
Insbesondere die Verabschiedung der EU-wƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ȊǳǊ αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊά-Haltung sei skandalös. Weitere 
drängende Themen wie die Förderung tierversuchsfreier Verfahren sowie die Novellierung der 
Richtlinie 86/609 zum Schutz von αVersuchstierenά seien nicht angepackt worden. Der BV forderte 
die Bundesregierung auf, sich jetzt für die uneingeschränkte Verankerung des Tierschutzes im neuen 
EU-Vertrag einzusetzen. Lediglich das verabschiedete Importverbot für Hunde- und Katzenfelle und 
die Streichung von Ausnahmeregelungen zum Verbot (siehe auch nächsten Punkt) sind als Erfolg zu 
werten. 
 
6. Pelz 
6.1 Importverbot für Hunde- und Katzenfelle 
Die durch die Medien verbreiteten Informationen über den barbarischen Umgang mit Hunden und 
Katzen zur Fellgewinnung in Asien hatten EU-weit Protestwellen ausgelöst. Die EU einigte sich dann 
im März 2007 endlich auf ein Importverbot für Hunde- und Katzenfelle. Der Bundesrat sprach sich 
zudem am 16. Februar 2007 für die Streichung der Ausnahmeregelungen aus. Der BV forderte die 
Bundesregierung auf, ein ausnahmsloses Importverbot und die Streichung der im Entwurf 
vorgesehenen Ausnahmen auf EU-Ebene durchzusetzen. Zum Teil ist dies gelungen, allerdings 
können in einem begrenzten Bereich für Lehr- und tierpräparatorische Zwecke Ausnahmen von der 
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EU-Kommission zugelassen werden. Die entsprechende, das Importverbot enthaltende Verordnung 
wird ab Januar 2009 gelten. Anlässlich der internatiƻƴŀƭŜƴ tŜƭȊƳŜǎǎŜ αCǳǊ ϧ CŀǎƘƛƻƴά ƛƴ CǊŀƴƪŦǳǊǘ ŀƳ 
Main im März 2007 wies der BV darauf hin, dass in Deutschland immer noch Hunde- und Katzenfelle 
vertrieben werden. Zudem rief der BV zum ausnahmslosen Boykott von Pelzprodukten auf. 
 
7. EU-Tierschutz-Label 
Die EU-Kommission erwägt die Einführung einer Kennzeichnung für Produkte vom Tier hinsichtlich 
αŀǊǘƎŜǊŜŎƘǘŜǊά ¢ƛŜǊƘŀƭǘǳƴƎΦ 5Ŝƴ !ǳŦǘŀƪǘ ŘŀȊǳ ōƛƭŘŜǘŜ ŘƛŜ ¢ŀƎǳƴƎ α¢ƛŜǊǎŎƘǳǘȊ ς Verbesserung durch 
YŜƴƴȊŜƛŎƘƴǳƴƎΚά ŀƳ нфΦ aŅǊȊ нллт ƛƴ .ǊǸǎǎŜƭΦ ±ŜǊǘǊŜǘŜǊ ŀǳǎ tƻƭƛǘƛk, Forschung, Industrie und 
Tierschutzverbänden diskutierten, welche Kriterien einem Tierschutz-Label zugrunde liegen sollten 
und wie es praktisch umgesetzt werden könnte. Bisher gibt es nur bei Eiern eine EU-Kennzeichnung, 
die Tierschutzaspekte berücksichtigt. Der BV war vor Ort und begrüßte ein Tierschutz-Label. Er 
forderte aber hohe Maßstäbe dafür, denn die EU-Vorschriften zur Tierhaltung reichen bei Weitem 
nicht aus, da sie gerade einmal so wenig Tierschutz vorschreiben, wie rechtlich noch zulässig ist. 
Stattdessen sind strenge Maßstäbe notwendig, die alle Lebensbereiche der Tiere umfassen. Der BV 
forderte zudem eine verpflichtende, transparente und mehrstufige Kennzeichnung. Unerlässlich sei 
auch eine regelmäßige Überprüfung der Erzeuger. Die von Tierschutzorganisationen seit Langem 
geforderte Kennzeichnung wird vermutlich aber noch auf sich warten lassen. Denn die EU steht mit 
der Definition der Kriterien noch ganz am Anfang.  
 
8. Zoo 
Aus Sicht des Tierschutzes fiel das Jahr 2007 besonders durch seine Skandale in deutschen Zoos auf. 
Bereits im April enthüllte der BV zusammen mit dem Tier- und Artenschutzverein animal public, dass 
der städtische Tierpark Recklinghausen sechs Schweinsaffen an ein Versuchlabor abgegeben hatte. 
Mitte Juli wurde ein weiterer Skandal aus einem deutschen Zoo öffentlich: Im Erfurter Zoo wurden in 
den vergangenen Jahren mehrfach Tiere ohne Genehmigung getötet und teilweise zum Verzehr 
verkauft. Im August enthüllte das ARD-Politmagazin αwŜǇƻǊǘάΣ Řŀǎǎ ƛƴ ŘŜƴ ƭŜǘȊǘŜƴ WŀƘǊŜƴ ȊŀƘƭǊŜƛŎƘe 
überzählige Großkatzen aus deutschen Zoos und Safariparks nach China exportiert wurden, wo man 
sie für fragwürdige medizinische Zwecke und Potenzmittel schlachtet. Und: Trotz massiven Protesten 
stimmte der Kulturausschuss der Stadt Nürnberg am 26. Oktober dem geplanten Ausbau der 
Delfinanlage des Nürnberger Zoos zu.  
 
8.1 Schweinsaffen an Tierversuchslabor abgegeben 
Nach monatelangen Recherchen bestätigte sich der schreckliche Verdacht von BV und animal public 
Mitte Mai 2007. Die sechs Schweinsaffen, die im November 2006 vom städtischen Tierpark 
Recklinghausen abgegeben worden waren, befinden sich tatsächlich im Paul-Ehrlich-Institut, das 
auch Tierversuche durchführt. Nachdem weder der Antrag auf Akteneinsicht noch eine Anfrage der 
Bürgerfraktion im Rat der Stadt Recklinghausen den Verbleib klären konnten, brachte eine 
schriftliche Anfrage von Undine Kurth, der tierschutzpolitischen Sprecherin von Bündnis 90/Die 
Grünen im Bundestag, den Verbleib der Affen ans Licht. Im Paul-Ehrlich-Institut sollen sie nicht 
ausschließlich zur Zucht eingesetzt werden, wie bis dahin vom Tierpark behauptet wurde, sondern 
auch in der HIV-Forschung verwendet werden. Der BV kritisierte es als unverantwortlich, dass im 
Tierpark Recklinghausen bereits über die Anschaffung neuer Tiere nachgedacht werde, obwohl das 
Geld des städtischen Tierparks nicht reiche, um das Affenhaus zu sanieren und die Tiere stattdessen 
in ein Labor abgegeben würden. Viele Medien griffen das Thema auf. 
 
8.2 Erfurter Zootiere illegal geschlachtet 
Mitte Juli wurde öffentlich, dass im Erfurter Zoo in den vergangenen Jahren mehrfach Tiere ohne 
Genehmigung getötet und teilweise auch zum Verzehr veräußert wurden. Auch andere Zoos 
schweigen, wenn es um den Verbleib von einzelnen Tieren, insbesondere Nachwuchs geht. Der 
Berliner Zoo gibt beispielsweise nicht bekannt, wohin sein Wolfsnachwuchs verbracht wurde. Der BV 
kritisierte, dass das Bestreben der Zoos, mit publikumswirksamen Tieren zu züchten, immer wieder 
fatale Folgen mit sich bringe und von den Zoos augenscheinlich billigend in Kauf genommen werde. 



M E N S C H E N  F Ü R  T I E R R E C H T E  
 

 20 

Er forderte, die Zoos zu verpflichten, ihre Bestands- und Zuchtbücher offen zu legen. Darüber hinaus 
forderte er einen Ausstieg aus der αZootierά-Haltung, wie sie zurzeit praktiziert wird. An die Bürger 
appellierte er, die Haltung von Wildtieren in Gefangenschaft kritisch zu hinterfragen und auf Zoo-
Besuche zu verzichten.  
 
8.3 Skrupelloser Handel mit Zootieren enthüllt  
Am 20. August 2007 berichtete das ARD-tƻƭƛǘƳŀƎŀȊƛƴ  αwŜǇƻǊǘάΣ Řŀǎǎ ƛƴ ŘŜƴ ƭŜǘȊǘŜƴ WŀƘǊŜƴ ǸōŜǊ рл 
überzählige Großkatzen aus deutschen Zoos und Safariparks nach China, unter anderem nach Guilin, 
exportiert wurden. Dokumente, die dem Politmagazin vorlagen, belegten, dass u. a. aus dem Tierpark 
Berlin, dem Zoo Centrum Frankfurt, dem Tierpark Hellabrunn in München, sowie aus dem Safaripark 
Stukenbrock bei Bielefeld Tiger nach China verkauft worden waren. Dort werden in sogenannten 
Tigerfarmen Tausende Tiere unter artwidrigen und absolut inakzeptablen Bedingungen gehalten und 
für fragwürdige medizinische Zwecke wie Potenz- und Rheumamittel geschlachtet. Der BV, der in 
dem Fernsehbeitrag zu Wort kam, forderte eine lückenlose Aufklärung aller Tierexporte sowie einen 
umgehenden Exportstopp von Wildtieren nach China. Nach der Ausstrahlung in der ARD griffen 
weitere Medien das Thema auf. Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen formulierte eine 
kleine Anfrage zum Thema. 
 
9. Delfinarien 
9.1 Tod des Delfinbabys in Nürnberg  
Am Montag, den 25. August 2007, starb im Delfinarium Nürnberg erneut ein Delfinkalb nur wenige 
Stunden nach der Geburt. Damit erreichte der Zoo den traurigen Rekord von sieben toten 
Delfinbabys in drei Jahren. Aus diesem Anlass forderte der BV wiederum die Schließung aller 
Delfinarien, gab einen Sonder-Newsletter heraus und nahm dazu mehrfach Stellung in den Medien. 
 
9.2  Ausbau der Nürnberger Delfinanlage  
Trotz massiver Proteste stimmte der Kulturausschuss der Stadt Nürnberg am 26. Oktober für den 
ƎŜǇƭŀƴǘŜƴ !ǳǎōŀǳ ŘŜǊ 5ŜƭŦƛƴŀƴƭŀƎŜ ŘŜǎ bǸǊƴōŜǊƎŜǊ ½ƻƻǎ ȊǳǊ ǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜƴ α5ŜƭŦƛƴ[ŀƎǳƴŜάΦ 5ŜǊ .± 
hatte seinen Mitgliedsverein Menschen für Tierrechte Nürnberg bei den Protesten unterstützt und 
sich gemeinsam mit dem Deutschen Tierschutzbund in einem offenen Brief an Oberbürgermeister 
Dr. Ulrich Maly gewandt und gefordert, vom Ausbau abzusehen und die Gefangenschaftshaltung von 
Delfinen schnellstmöglich zu beenden. Der BV warf den Politikern vor, die wissenschaftlich erwiesene 
Tierqual in solchen Anlagen billigend in Kauf zu nehmen und sie auch noch finanziell zu unterstützen. 
Die seit mehr als drei Jahrzehnten andauernde Haltung von Delfinen in Nürnberg, die nach wie vor 
geprägt ist von hohen Tierverlusten und gescheiterten Nachzuchten, zeigt, dass diese Form der 
Wildtierhaltung in Gefangenschaft grundsätzlich nicht verantwortbar ist. Den Ausbau der 
Delfinanlage in Nürnberg mit der Schaffung von Räumlichkeiten für eine Delfintherapie zu 
ōŜƎǊǸƴŘŜƴΣ ƛǎǘ ƴǳǊ Ŝƛƴ αCŜƛƎŜƴōƭŀǘǘάΣ ǳƳ ŘŜǊ 5ŜƭŦƛƴƘŀƭǘǳƴƎ Ŝƛƴ ǇƻǎƛǘƛǾŜǊŜǎ LƳŀƎŜ Ȋǳ ǾŜǊƭŜƛƘŜƴΦ 5ƛŜ 
Delfintherapie ist keine anerkannte Therapieform. Zudem gibt es bis heute keinen wissenschaftlich 
belastbaren Beweis dafür, dass eine Delfintherapie effizienter ist als andere tiergestützte Therapien, 
z. B. mit Pferden oder Hunden. Gleichwohl kann die Delfintherapie aufgrund ihrer teils horrenden 
Kosten für die Patienten nur einen geringen Teil der tatsächlichen Nachfrage befriedigen und ist im 
Vergleich zu anderen tiergestützten Therapien im Kosten-Nutzen-Verhältnis deutlich ungünstiger zu 
bewerten.  
 
9.3 Fachgespräch Delfintherapie im Bundestag 
!Ƴ ну Wǳƴƛ нллт ŦŀƴŘ ƛƳ .ǳƴŘŜǎǘŀƎ Ŝƛƴ CŀŎƘƎŜǎǇǊŅŎƘ ȊǳǊ α5ŜƭŦƛƴǘƘŜǊŀǇƛŜ ƛƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘά ǎǘŀǘǘΣ Ȋǳ 
dem die natur- und tierschutzpolitische Sprecherin von B90/Die Grünen Undine Kurth 
Fachwissenschaftler sowie Tierschutz- und Patientenorganisationen geladen hatte. Alle Experten 
kamen zu dem Ergebnis, dass die Delfintherapie in Delfinarien abzulehnen sei. Auch der BV war vor 
Ort vertreten und stimmte mit den anderen Verbänden darin überein, dass die vier in Deutschland 
noch existierenden Delfinarien geschlossen und Neubauten verboten werden müssen. Die 
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Befürworter von Delfintherapien betonten, dass Delfintherapien nur dort durchgeführt werden 
sollten, wo die Tiere direkten Zugang zum Meer haben. 
 
9.4 Demonstration gegen Massentötung von Delfinen  
!ƴƭŅǎǎƭƛŎƘ ŘŜǎ ƛƴǘŜǊƴŀǘƛƻƴŀƭŜƴ αWŀǇŀƴ 5ƻƭǇƘƛƴ 5ŀȅά ƻǊƎŀƴƛǎƛŜǊǘŜ ŘŜǊ .± ƎŜƳŜƛƴǎŀƳ Ƴƛǘ ŀƴƛƳŀƭ ǇǳōƭƛŎ 
am 25. September eine Demonstration vor dem japanischen Generalkonsulat in Düsseldorf gegen die 
grausame Tötung von 20.000 Delfinen und Kleinwalen in Japan. Mit Bildern von der grausamen Jagd 
und einem bluttriefenden Plastik-Delfin machten die Demonstranten auf das Blutbad aufmerksam, 
das jedes Jahr von Oktober bis April an der japanischen Küste stattfindet. Mit Booten werden Delfine 
und Kleinwale in flache Buchten getrieben, wo man ihnen mit Messern die Kehlen durchschneidet 
oder sie mit Speeren ersticht. Während der oft Stunden dauernden Treibjagden verfangen sich viele 
Tiere in den Netzen und ertrinken oder werden von Booten überfahren. Mehrere Fernsehsender 
berichteten über die Protestaktion. Der BV forderte ein sofortiges Ende der Jagd auf die geschützten 
Meeressäuger. Zudem machte er mit einem Online-Protest gegen die japanische Waljagd mobil. 
 
10. Zirkus 
10.1 Zirkusregister soll Tierleid mindern 
Immer wieder sorgen die etwa 350 in Deutschland reisenden Zirkusbetriebe für negative 
Schlagzeilen. Beispielsweise erregte der Fall des Zirkus Giovanni Althoff bundesweit Aufsehen, als er 
seine kranke Elefantenkuh Maja einfach zurückließ. Das Unternehmen war schon seit einem 
Jahrzehnt wegen seiner schlechten Tierhaltung bekannt. Doch bedingt durch die ständigen 
Ortswechsel verliefen Vollzugsmaßnahmen der Behörden immer wieder im Sande. Auf Druck von BV 
und anderen Tierschutzorganisationen stimmte der Agrarausschuss des Bundestages am 21. Mai 
2007 für ein Zirkuszentralregister. Das Zirkusregister soll es den Vollzugsbehörden ermöglichen, 
Informationen über die reisenden Betriebe leichter auszutauschen und Verstöße gegen das 
Tierschutzgesetz effektiver zu bekämpfen. Am 30. November ebnete auch der Bundesrat den Weg 
zur Einführung des Registers, indem er eine Änderung des Tierschutzgesetzes beschloss. Der BV 
begrüßte das neue Gesetz, forderte aber gleichzeitig, das Haltungsverbot bestimmter Wildtierarten 
im Zirkus endlich umzusetzen. Der Bundesrat hatte die Bundesregierung bereits 2003 aufgefordert 
dieses umzusetzen, da eine artgerechte Haltung von Wildtieren in reisenden Unternehmen nicht 
möglich ist. In Österreich ist die Haltung von Wildtieren im Zirkus deswegen bereits seit 2005 
gesetzlich verboten. Mehr Infos unter:  
www.zirkus-ohne-tiere.de 

 
10.2 Chemnitz lehnt Zirkusse mit bestimmten Wildtieren ab  
Der Chemnitzer Stadtrat hat auf Antrag von Bündnis 90/Die Grünen Ende Oktober 2007 ein 
Auftrittsverbot für Menschenaffen, Delfine, Nashörner, aber auch Elefantenbullen und Giraffen 
beschlossen. Zirkus-Unternehmen kündigten Gegenmaßnahmen an; es ist nicht auszuschließen, dass 
ein Rechtsverfahren folgt.  
 
10.3 Österreichs Verbot von Wildtieren im Zirkus bleibt bestehen 
Die EU-Kommission ς die durch Österreichs Verbot von Wildtieren im Zirkus die EU-
Dienstleistungsfreiheit unzulässig eingeschränkt sah ς hat das gegen Österreich angestrebte 
Vertragsverletzungsverfahren Ende 2006 eingestellt. Das bedeutet Rechtssicherheit für andere EU-
Länder, die ebenfalls ein entsprechendes Verbot einführen wollen. 
 
10.4 Bobbi und Wilma 
Gute Nachrichten gibt es für die beiden ehemaligen Zirkus-Schimpansen Bobbi und Wilma. Nach 
ihrer jahrelangen Odyssee vom Zirkus Universal Renz über einen alten Kuhstall bis zu einem maroden 
Tierpark sollten die beiden 1999 getötet werden, falls sich kein geeigneter Platz fände. Gemeinsam 
mit der niederländischen Organisation Stichting Aap (AAP) konnte der BV die beiden in einer 
aufwendigen Rettungsaktion befreien und in der professionell betriebenen Auffangstation 
unterbringen. Dort konnten sie glücklicherweise in eine Schimpansengruppe integriert werden. Der 
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BV trägt regelmäßig zum teuren Unterhalt der beiden Schimpansen bei. Im August 2007 besuchten 
Vertreter des BV Bobbi und Wilma bei AAP im niederländlichen Almere. Es ging um die Zukunft der 
Tiere, denn zusammen mit ihrer Schimpansenfamilie sollen sie 2008 nach Primadomus umgesiedelt 
werden. Primadomus ist ein neues Projekt von AAP in Spanien. Auf 180 Hektar werden misshandelte 
Primaten aus ganz Europa ihren Lebensabend in großzügigen Gehegen verbringen können.  
 
10.5 Hessen verbietet die Haltung gefährlicher Wildtiere  
Seit dem 9. Oktober 2007 ist in Hessen das Halten gefährlicher Wildtiere in Privathand verboten. 
Allein im Jahr 2006 wurden nach Angaben der Giftnotzentralen bundesweit über 700 Zwischenfälle 
mit exotischen Gifttieren gemeldet. Bereits vor dem 9. Oktober 2007 in Privathand gehaltene 
gefährliche Wildtiere sowie deren Abkömmlinge haben Bestandsschutz, müssen allerdings von ihren 
Haltern bis zum 30. April 2008 bei den Ordnungsbehörden gemeldet werden. Gewerbsmäßige 
Tierhaltungen sind von dem Verbot nicht betroffen. Der BV begrüßte die neue Regelung. Denn auch 
wenn Sicherheitsaspekte in erster Linie zu diesem Verbot geführt haben, ist es auch aus 
Tierschutzsicht positiv zu bewerten. 
 
10.6 ENDCAP-Pressekonferenz: Europe's forgotten animals 
Am 10. Oktober organisierte das Europäische Netzwerk zur Beendigung der Haltung von Wildtieren 
in Gefangenschaft (ENDCAP) ein Treffen von 25 Nichtregierungs-Organisationen aus 20 europäischen 
Ländern mit Mitgliedern des EU-Parlaments. Es waren auch Mitglieder der EU-Kommission sowie 
bekannte Persönlichkeiten, wie die englische Schauspielerin, Autorin und Wildtierschützerin Virginia 
McKenna zugegen. Die zentrale Botschaft war, einen besseren Schutz für Europas vergessene Tiere, 
die in Gefangenschaft gehaltenen Wildtiere, voranzubringen. Der BV, Mitbegründer von ENDCAP, 
war vor Ort vertreten. Die gezeigten Dokumentationen der Mitgliedsorganisationen machten den 
anwesenden EU-Politikern deutlich, dass in Europa Tausende Wildtiere unter schlimmsten 
Bedingungen gehalten werden. Oft können sie nicht einmal ihre grundlegendsten Bedürfnisse, 
beispielsweise nach Bewegung oder Gesellschaft mit Artgenossen, befriedigen. Die Amsterdamer 
Verträge von 1999 erkennen Tiere zwar als fühlende Wesen an und verpflichten die EU und ihre 
Mitgliedstaaten für einen entsprechenden Schutz zu sorgen, doch direkt durchsetzbar ist dies nicht. 
Die gegenwärtige Gesetzgebung sowie der Aktionsplan Tierschutz der EU-Kommission beschränken 
ǎƛŎƘ ǿŜƛǘŜǎǘƎŜƘŜƴŘ ŀǳŦ αbǳǘȊǘƛŜǊŜάΦ {ǇŜȊƛŜƭƭŜ wŜŎƘǘǎǾƻǊǎŎƘǊƛŦǘŜƴ ŦǸǊ Řas Wohlergehen von Wildtieren 
in Gefangenschaft, wie die EU-Zoorichtlinie, sind begrenzt oder zu unkonkret. Mehrere 
Fernsehsender berichteten vom ENDCAP-Treffen. Der BV sprach sich für die Beendigung der 
Wildtierhaltung in Gefangenschaft aus. 
 
11. Stadttauben 
11.1 Städtebefragung 
Ende Juli 2007 veröffentlichte der BV seine Städtebefragung zur tierschutzgerechten 
Geburtenkontrolle von Stadttaubenpopulationen. Die Ergebnisse der Befragung bestätigten den 
Erfolg des Tierschutz-Konzeptes, in das bisher fast 40 deutsche Städte eingestiegen sind.  
Das Geburtenkontroll-Konzept wurde von der dem BV angeschlossenen Bundesarbeitsgruppe 
Stadttauben (BAG) entwickelt. Es beruht auf: Bindung der Tauben an Schläge, kontrollierte Fütterung 
sowie Geburtenkontrolle durch Austausch der Gelege mit Ei-Attrappen. Die Presse griff das Thema 
bundesweit auf. Um weitere Kommunen zur Einführung des Konzeptes zu gewinnen, trat der BV an 
den Deutschen Städtetag heran.  
 
11.2 Fachtagung Stadttauben  
In der Universität Duisburg-Essen fand am 6. November 2007 die erste deutsche Fachtagung zum 
Thema Stadttauben statt. Sie richtete sich an Wissenschaftler, Kommunen, Bildungsträger und 
interessierte Bürger und zielte darauf, Informationen zu verbreiten und Kommunen sowie 
Interessengruppen zu vernetzen. Zu den Referentinnen gehörten Dr. Christiane Baumgartl-Simons, 
Tierärztin und Vorstandsmitglied des BV, und Elisabeth Heß von der Bundesarbeitsgruppe 
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Stadttauben (BAG). Sie berichteten über die aktuelle Städtebefragung des BV sowie über die 
erfolgreiche Umsetzung in Aachen. 
 
11.3 Hessischer Tierschutzpreis an Taubenprojekt verliehen 
Am 26. Juni 2007 wurde der Hessische Tierschutzpreis an ein Taubenprojekt verliehen. Gudrun und 
Karl-Heinz-Stürmer aus Frankfurt wurden damit für ihr langjähriges Engagement 
für Stadttauben in Frankfurt am Main geehrt. Vertreter des BV waren bei der Preisverleihung 
zugegen und gratulierten den Preisträgern. 
 
11.4 Aachener Stadttauben-Modell erhält NRW-Tierschutzpreis 
Am 27. November 2007 zeichnete die nordrhein-westfälische Landesregierung die 
Stadttaubengruppe Aachen mit dem mit 3.000 Euro dotierten Tierschutzpreis aus. Die 
Stadttaubengruppe Aachen praktiziert seit über zehn Jahren ein vorbildliches 
Stadttaubenmanagement in Zusammenarbeit mit der Stadt Aachen. Sie setzen das Geburtenkontroll-
Konzept der BAG um. Der BV begrüßte die Vergabe als Signal an weitere Städte, das 
tierschutzgerechte und nachhaltige Konzept einzuführen. 
 
11.5 Stadttaubengruppe Bad Kreuznach mit Tierschutzpreis Rheinland-Pfalz geehrt 
Zeitgleich mit NRW wurde am 27. November 2007 auch in Rheinland-Pfalz ein vorbildliches 
Stadttauben-Projekt ausgezeichnet: die Stadttaubengruppe der Stadtverwaltung Bad Kreuznach. 
Initiiert hatten das Projekt die Menschen für Tierrechte Rheinland-Pfalz, ein Mitgliedsverein des BV. 
Die Stadt setzt das Konzept mittlerweile selbstständig um. In Bad Kreuznach konnten so innerhalb 
von nur 18 Monaten etwa 95 % des Taubenbestandes an Schläge gebunden werden. 
 
11.6 Köln: Mutmaßlicher Taubenkiller vor Gericht 
Im Oktober 2006 überführte die Regionalgruppe Köln der Bundesarbeitsgruppe Stadttauben (BAG) 
einen Mann, der mutmaßlich am Kölner Dom Tauben in Fallen lockte und tötete. Der BV erstattete 
Strafanzeige. Im September 2007 fand eine erste Verhandlung mit dem Beschuldigten statt. 
 
12. Tierrechte verankern  
12.1 EU-Vertrag enthält auch Schutz der Tiere 
Der neue EU-Reform-Vertrag, auf den sich Staats- und Regierungschefs Mitte Oktober 2007 in 
Lissabon geeinigt haben, beinhaltet den Schutz der Tiere in dem Wortlaut, wie er für die gemeinsame 
Verfassung vorgesehen war. Der BV, der sich 2003 in einer EU-weiten Kampagne für die 
Festschreibung des Tierschutzes in die EU-Verfassung eingesetzt hatte, begrüßte die Einigung. Das 
Vertragswerk legt die Basis zu einem wirksameren Tierschutz in der EU. Seinen Erfolg wird aber erst 
eine veränderte Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zugunsten der Tiere zeigen. 
Erfahrungsgemäß stellt sich dies nicht automatisch ein, sondern Tierschützer und Tierrechtler sind 
weiterhin gefordert, den Anspruch der Tiere in Konfliktfällen durchzusetzen.  
Der BV hatte seit 2003 auf seiner Internet-Plattform www.animals-constitution.info zur Aufnahme 
des Tierschutzes in das damals noch EU-Verfassung genannte Vertragswerk aufgerufen.  
 
12.2 Grundsatzprogramme der Parteien 
Im Jahre 2007 überarbeiteten die großen Parteien ihre Grundsatzprogramme. Der BV begleitete die 
±ŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎŜƴ ǳƴŘ ŦƻǊŘŜǊǘŜ ŘŀȊǳ ŀǳŦΣ ŘŜƴ !ōǎŎƘƴƛǘǘ α¢ƛŜǊǊŜŎƘǘŜά ƛƴ ŘƛŜ tŀǊǘŜƛǇǊƻƎǊŀƳƳŜ 
aufzunehmen. Zudem stellte der BV einen Musterbrief an die Parteivorsitzenden online, indem die 
Mitglieder ihrerseits die Aufnahme dieses Abschnittes fordern konnten. 
 
12.3 Landtagswahlen 2008 
Schon 2007 begann der BV mit der Lobbyarbeit anlässlich der Landtagswahlen in Hessen, 
Niedersachsen und Hamburg, die im Januar bzw. Februar 2008 stattfanden. Der Verband nahm mit 
ŘŜƴ tŀǊǘŜƛŜƴ Yƻƴǘŀƪǘ ŀǳŦΣ ǎǘŜƭƭǘŜ ŘƛŜ ȊǿŜƛ YŜǊƴǘƘŜƳŜƴ α¢ƛŜǊǎŎƘǳǘȊ-±ŜǊōŀƴŘǎƪƭŀƎŜά ǳƴŘ α[ŜƘǊǎǘǳƘƭ ŦǸǊ 
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¢ƛŜǊǾŜǊǎǳŎƘǎŜǊǎŀǘȊǾŜǊŦŀƘǊŜƴά ǾƻǊΦ aƛǘ ŜƛƴƛƎŜƴ tŀǊǘŜƛ-Vertretern fanden Gesprächstermine statt, in 
denen Umsetzungsmöglichkeiten erörtert wurden.  
 
12.4 Novellierung des Tierschutzgesetzes 
Der BV setzt sich auf politischer Ebene aktiv für eine grundlegende Novellierung des 
Tierschutzgesetzes ein. 
 
12.5 Kommentar Tierschutzgesetz 
Der neue Kommentar zum Tierschutzgesetz des im Tierschutzrecht renommierten Juristen 
Dr. Christoph Maisack erschien am 6. Juni 2007. Der BV stattete wichtige Entscheidungsträger mit 
dem Kommentar aus. Zudem ist er in der Geschäftsstelle des BV sowie im Online-Warenkorb 
erhältlich. 
 
12.6 Tierschutzbericht  
Nach einer Gesetzesänderung des Bundestages vom 8. November 2007 soll der Tierschutzbericht 
nun nicht mehr alle zwei Jahre, sondern nur noch alle vier Jahre abgegeben werden. Begründet 
wurde dies mit der Straffung des Berichtswesens und Bürokratieabbau. Der BV kritisierte die neue 
Regelung scharf. Die Berichtspflicht der Bundesregierung gegenüber dem Bundestag und gegenüber 
der Öffentlichkeit sei eine Grundvoraussetzung zur Erfüllung des Koalitionsvertrages, der das 
Staatsziel Tierschutz im Grundgesetz als Verpflichtung und Leitfaden für eine aktive Tierschutzpolitik 
ausweist. Ein nur alle vier Jahre abgegebener Bericht hingegen demonstriere den Bedeutungsverlust 
des Tierschutzes. Im Vorfeld hatte der BV in einer Stellungnahme gefordert, über die 
Zeitraumverlängerung erst zu entscheiden, wenn das Bundeslandwirtschaftsministerium eine 
mindestens gleichwertige Form der Information bereithält.  
 
12.7 Berlin beruft erstmalig Tierschutzbeauftragten  
Der Berliner Senat setzte am 26. April 2007 die lange bestehende Forderung nach einem 
Tierschutzbeauftragten für das Land Berlin um und berief den Tierarzt Dr. Klaus Lüdtcke zum 
Tierschutzbeauftragten. Dr. Lüdtcke, der diese Tätigkeit zunächst ehrenamtlich ausüben soll, wurde 
von den Tierversuchsgegnern Berlin und Brandenburg vorgeschlagen. Der BV setzt sich nun dafür ein, 
dass diese Funktion hauptamtlich ausgeübt werden kann. 
 
12.8 Tierschutzkongress 
Am 5. Oktober 2007 veranstaltete die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen einen 
Tierschutzkongress in Berlin, bei dem u. a. über Tierschutz in den Medien, das Verbandsklagerecht 
und die Frage diskutiert wurde, ob wir auch ohne Tierquälerei satt werden können. Vertreter des BV 
waren anwesend und brachten ihre Positionen ein. 
 
13. Öffentlichkeitsarbeit 
13.1 Magazin „tierrechte“ 
±ƛŜǊ !ǳǎƎŀōŜƴ ŘŜǎ aŀƎŀȊƛƴǎ αǘƛŜǊǊŜŎƘǘŜά ƛƴŦƻǊƳƛŜǊǘŜƴ нллт ŀƭƭŜ aƛǘƎƭƛŜŘŜǊ ǳƴŘ LƴǘŜǊŜǎǎƛŜǊǘŜƴ ǎƻǿƛŜ 
Politiker, Vertreter von Behörden und Presse über tierschutzpolitische Entwicklungen, Aktionen und 
Kampagnen. Jede Ausgabe der αǘƛŜǊǊŜŎƘǘŜά ƎŜƘǘ ƛƳ {ŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘ ŀǳŦ Ŝƛƴ ōŜǎƻƴŘŜǊŜǎ ¢ƘŜƳŀ Ŝƛƴ ǳƴŘ 
ƭƛŜŦŜǊǘ ŘŀȊǳ ǳƳŦŀǎǎŜƴŘŜ LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴŜƴΦ 5ƛŜ αǘƛŜǊǊŜŎƘǘŜά Ƙŀǘ ǎƛŎƘ Ȋǳ ŜƛƴŜƳ ǾƛŜƭ ōŜŀŎƘǘŜǘŜƴ aŜŘƛǳƳ 
entwickelt und wurde 2007 auch im Rahmen der Frankfurter Buchmesse ausgestellt. Das Magazin 
liegt bundesweit in zahlreichen Bibliotheken aus.  
 
Die Schwerpunkte 2007 waren:  
Â Tierverbrauch im Studium: Umbringen und wegschmeißen 
Â Vegan ς zukunftsstarke Wege gehen 
Â Gefangen im Zoo ς Wildtiere hinter Gittern 
Â Jubiläum ς 25 Jahre Bundesverband Menschen für Tierrechte  
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13.2 Newsletter Tierrechte 
Der digitale Newsletter Tierrechte wird alle 14 Tage an Mitglieder und Interessierte per eMail 
verschickt. Er informiert ergänzend zum aŀƎŀȊƛƴ αǘƛŜǊǊŜŎƘǘŜά ǸōŜǊ ŀƪǘǳŜƭƭŜ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎŜƴ ǎƻǿƛŜ 
über Tierrechtskampagnen und Mitmach-Aktionen. Der Newsletter wurde 2007 28-mal an fast 4.000 
Empfänger versendet. Die Anmeldung zum kostenfreien Newsletter erfolgt unter:  
www.newsletter.tierrechte.de 

 
13.3 Newsletter Gentechnik  
Die Gentechnik hat in Medizin, Forschung, Industrie und inzwischen auch durch gentechnisch 
veränderte Lebensmittel im täglichen Leben Einzug erhalten. Die Tiere sind besonders davon 
betroffen: Sie werden nicht nur in Tierversuchen durch Genmanipulation missbraucht, sondern 
sollen künftig als Ersatzteillager, Medikamente produzierende Bioreaktoren oder genmanipulierte 
Lebensmittellieferanten herhalten. Mit einem Newsletter zum Thema Gentechnik informiert der BV 
einmal im Monat über die Entwicklungen der Genforschung an Tieren und Mitmach-Aktionen. Der 
Newsletter Gentechnik ist ebenfalls kostenfrei und kann abonniert werden unter:  
www.newsletter.tierrechte.de  
 
13.4 Medienresonanz 
Die Pressearbeit ist für die Tierschutz- und Tierrechtsarbeit von großer Bedeutung. Zum einen wirken 
die Medien als sogenannte Multiplikatoren, um ein Thema bekannt zu machen und Bewusstsein zu 
schaffen. Zum anderen hilft uns die Berichterstattung, Duck auf politische Entscheidungsträger 
auszuüben. Ferner führen Medienartikel auch zu einem höheren Bekanntheitsgrad des Verbandes, 
wodurch u.a. neue Mitglieder und Unterstützer gewonnen werden. Die Veröffentlichungen haben in 
2007 in allen Bereichen zugenommen (Meldungen durch Nachrichtenagenturen, Erwähnung in 
Printmedien wie Zeitungen und Zeitschriften sowie in Online-Medien und in Fernseh- und 
Radiobeiträgen). Um einen Eindruck von unserer medialen Präsenz im Jahr 2007 zu vermitteln, haben 
wir die Medienresonanz 2007 analysiert und diesmal einen kurzen Pressespiegel mit einer Auswahl 
von Beiträgen angehängt.  
 
13.5 Analyse  
13.5.1 Anzahl aller Veröffentlichungen in 2007 
Unterteilung in folgende Bereiche:    
Online-Medien:   601 
Print-Medien:   534 
Nachrichtenagenturen:     50 
TV:                     14 (+ 4 in der Ukraine) 
Radio:           10 
Gesamtzahl:             1.209 
 
13.5.2 Online-Medien 
Die zahlenmäßig meisten Veröffentlichungen gab es in Online-Medien. Diese publizierten 
Pressemitteilungen des BV oder Meldungen von Nachrichtenagenturen sowie Artikel, die den BV und 
seine Aussagen nannten. Darunter waren Medien wie spiegel.de, sueddeutsche.de, welt.de, wdr.de, 
ndr.de, abendzeitung.de, faz.de, handelsblatt.de, taz.de, wallstreet-online.de. 
 
13.5.3 Print-Medien 
Im Bereich Print-Medien machten den Großteil Tageszeitungen aus, vielfach auch mit Abdruck in 
ihren diversen regionalen Unterausgaben. Hinzu kamen einige Beiträge in Zeitschriften und 
Fachzeitschriften, z. B. in HÖRZU, Herz für Tiere, Mahlzeit-Naturkostmagazin, transkript-
Biotechnologie oder Vegetarisch fit. 
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13.5.4 Agenturen 
Überwiegend greifen Tageszeitungen die Verbands-Pressemitteilungen dann auf, wenn sie zuvor von 
Nachrichtenagenturen zu Meldungen verarbeitet und verbreitet wurden. Vor diesem Hintergrund ist 
es bedeutsam, die Nachrichtenagenturen in der Flut von täglichen Ereignissen für unsere Anliegen zu 
interessieren. Insgesamt wurden in 2007 die Positionen des BV 50 Mal von Nachrichtenagenturen 
verbreitet.  
 
13.5.5 TV/Hörfunk 
Im Fernsehen berichtete 2007 zweimal das ARD-Polit-aŀƎŀȊƛƴ αRŜǇƻǊǘά ǸōŜǊ ŘƛŜ ¢ƘŜƳŜƴΥ 
αaŀǎǘƘǸƘƴŜǊƘŀƭǘǳƴƎ ǳƴŘ !ƴȊŜƛƎŜƴŜǊǎǘŀǘǘǳƴƎ ŘŜǎ .±ά ǳƴŘ αIŀƴŘŜƭ Ƴƛǘ ½ƻƻǘƛŜǊŜƴάΣ ǿƻȊǳ ƧŜǿŜƛƭǎ 
Interviews mit Vorstandsmitgliedern ausgestrahlt wurden. Von den öffentlich-rechtlichen TV-
{ŜƴŘŜǊƴ ǘƘŜƳŀǘƛǎƛŜǊǘŜ ŘŜǊ {²w Ƴƛǘ ǎŜƛƴŜǊ {ŜƴŘǳƴƎ αLƳ DǊǸƴŜƴά ǾƛŜǊƳŀƭ ŘŜƴ .± ƛƴ ±ŜǊōƛƴŘǳƴƎ Ƴƛǘ 
den Themen: Normenkontrollklage Hennen, Tierverbrauch im Studium, Stadttaubenmanagement 
und die Bedeutung von heimlichen Filmaufnahmen für Tierschützer. Das Ukraine-tǊƻƧŜƪǘ α/ƻƳǇǳǘŜǊ 
ǎǘŀǘǘ ¢ƛŜǊŜά ǊƛŜŦ ƛƴ ŘŜǊ ¦ƪǊŀƛƴŜ Ŝƛƴ ƎǊƻǖŜǎ aŜŘƛŜƴŜŎƘƻ ƘŜǊǾƻǊΣ ǾƛŜǊ ¢±-Sender berichteten. Im 
Hörfunk-Bereich berichteten zu verschiedenen Themen überregional bekannte Sender wie 
Deutschlandfunk, SWR und Nordwestradio.  
Der Ausbau der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist ein kontinuierlicher Prozess. Auch im Jahr 2008 
will der BV diesen Bereich weiter optimieren, um in der Öffentlichkeit noch mehr Beachtung zu 
finden. 
 
14. Mitarbeit/Kooperationen 
14.1 Mitarbeit in Gremien, Kommissionen und Beiräten  
Vertreter des BV arbeiten in folgenden beratenden Gremien mit: 
 
14.1.1 Bundesebene 
Â Tierschutzkommission (diese Kommission berät das Bundesministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz in Fragen des Tierschutzes, sie ist vor dem Erlassen von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu hören). 

Â Kommission zur Bewertung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zu Tierversuchen zur 
Unterstützung von ZEBET (ZEBET-Kommission, ZEBET = Zentralstelle zur Erfassung und Bewertung 
von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch). 

Â Stiftungsrat von set (Stiftung zur Förderung der Erforschung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden 
zur Einschränkung von Tierversuchen). 

 
14.1.2 Länderebene 

Â Tierschutzbeirat Rheinland-Pfalz  
Â Tierschutzbeirat Nordrhein-Westfalen  
Â Tierschutzbeirat Hessen  
 
Die Tierschutzbeiräte beraten das zuständige Landesministerium in Fragen des Tierschutzes und 
machen Verbesserungsvorschläge. Weiterhin sind Mitglieder des BV in den bei den Bezirksbehörden 
(u. a. Regierungspräsidien) angesiedelten beratenden Kommissionen nach § 15 Tierschutzgesetz 
vertreten. Diesen Kommissionen werden alle genehmigungspflichtigen Anträge auf Tierversuche 
vorgelegt. Die Kommissionen geben zu diesen Anträgen ein Votum ab, die endgültige Entscheidung 
zur Genehmigung eines Tierversuchs bzw. zu dessen Ablehnung fällt aber die zuständige Behörde. 
 
14.2 Mitgliedschaften in internationalen Vereinigungen 
Das Engagement für Tiere auf europäischer Ebene hat vor allem dann Chancen auf Erfolg, wenn 
Gruppen und Verbände aus den Mitgliedstaaten zusammenarbeiten und gemeinsam Strategien und 
Aktionen entwickeln. So wurden zu verschiedenen Themenbereichen internationale Bündnisse und 
Netzwerke gegründet. Bei folgenden ist der BV Mitglied oder arbeitet aktiv mit: 
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Â European Coalition to End Animal Experiments, ECEAE (Europäische Koalition zur Beendigung 
von Tierversuchen)  
Die ECEAE ist ein Zusammenschluss von Europas führenden Tierversuchsgegner- und 
Tierrechtsorganisationen. Ihr gehören 13 Organisationen aus EU-Mitgliedsstaaten sowie eine 
Reihe von Beobachtergruppen aus anderen Ländern an. Die Europäische Koalition lehnt jeden 
Tierversuch aus ethischen und wissenschaftlichen Gründen ab. 

Â European Coalition for Farm Animals, ECFA (Europäische Koalition für Farmtiere) 
Diese Koalition ist ein Zusammenschluss führender europäischer Tierschutz- und 
Tierrechtsorganisationen. Das Ziel der ECFA ist die schrittweise Beendigung der 
Intensivtierhaltung in Europa und der Langstreckentransporte von landwirtschaftlichen 
αbǳǘȊǘƛŜǊŜƴάΦ 

Â The European Network to END the Keeping of Wild Animals in CAPtivity, ENDCAP (Europäisches 
Netzwerk zur Beendigung der Wildtierhaltung in Gefangenschaft)  
ENDCAP ist ein informelles Netzwerk führender europäischer Tierschutzorganisationen und 
Wildtierexperten, die sich gemeinsam gegen die Haltung von Wildtieren in Gefangenschaft und 
ihre Nutzung für die menschliche Unterhaltung einsetzen. 

Â European NGO-Network on Genetic Engineering, GENET (Europäisches Netzwerk von 
Nichtregierungs-Organisationen zur Gentechnik)  
Weitere Mitglieder bei GENET sind Verbände aus den Bereichen Umweltschutz, Landwirtschaft, 
Entwicklungshilfe, Verbraucherschutz, Tierschutz und Tierrechte, die der Gentechnik kritisch bis 
ablehnend gegenüberstehen. 

Â The International Network for Humane Education, InterNICHE (Internationales Netzwerk für 
Humane Erziehung) 
InterNICHE ist eine Organisation, die sich für die Einführung tierverbrauchsfreier Lehrmethoden in 
der universitären Ausbildung einsetzt. Derzeit arbeiten Studierende und zum Teil auch 
Hochschullehrer aus 35 Ländern von Australien bis zur Ukraine bei InterNICHE mit. Für 
Deutschland ist SATIS, die dem BV angeschlossene Arbeitsgruppe gegen Tiermissbrauch im 
Studium, Ansprechpartner. 

 
15. Mitarbeiter  
15.1 Vorstand  
(gewählt auf der Jahreshauptversammlung am 6. Mai 2007, Frankfurt) 
1. Dr. Kurt W. Simons (Vorsitzender) 
2. Dr. Pedro de la Fuente (stellvertretender Vorsitzender) 
3. Marion Selig (stellvertretende Vorsitzende) 
4. Dr. Christiane Baumgartl-Simons 
5. Silke Bitz 
6. Brigitte Bork 
7. Christina Ledermann 
8. Susanne Pfeuffer 
9. Laura Zimprich 
 
15.2 Mitarbeiter/innen und Referenten/innen 
1. Stephanie Elsner 
2. Lena Hildermann  
3. Thomas Höller  
4. Romy Liessem  
5. Ute Teichgräber  
Dr. Eisenhart von Loeper, Ehrenmitglied* 
 
*Dr. Eisenhart von Loeper hat den BV fast zwanzig Jahre in beeindruckender 
Weise als Vorsitzender geführt. Die Verankerung des Tierschutzes im Grundgesetz ist 
von ihm initiiert und durch seine unbeugsame Hartnäckigkeit zum 
erfolgreichen Abschluss gebracht worden. 


